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I. PLANUNGSGEGENSTAND 

1 Ziele, Anlass und Erforderlichkeit 

1.1 Einleitung und Verfahren 
Die Stadt Zossen beabsichtigt seit mehreren Jahren eine Nordumfahrung für Dabendorf zu 
realisieren. Bereits am 21.03.2018 beschloss die Stadt Zossen ein Bebauungsplan 
(Beschlussvorlage BV 164/07/01) aufzustellen, in dem die Nordumfahrung Bestandteil der 
Planung sein sollte. Ziel dieses Beschlusses war es außerdem, das vorhandene 
Gewerbegebiet in Dabendorf maßvoll zu erweitern und städtebaulich zu ordnen. 

Der dazugehörige Vorentwurf wurde im Dezember 2019/Januar 2020 gem. §§ 3 (1) und 4 (1) 
BauGB öffentlich ausgelegt sowie an den entsprechenden Behörden versandt 
(Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung). Nach Auswertung der Stellungnahmen 
kristallisierte sich heraus, dass aufgrund der erhöhten Prüfkriterien für die Nordumfahrung 
(Variantenuntersuchungen) zu nächst die Erweiterung des Gewerbegebietes von der 
Planung zurückgestellt werden soll. Daraufhin wurde ein 2. Vorentwurf mit der neuen Trasse 
ausgearbeitet und gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB entsprechend beteiligt (Juni/Juli 2021). 
Aufgrund der Anpassung des Geltungsbereiches (Reduzierung) auf die Verkehrsfläche 
erfolgte auch eine Umbenennung des Bebauungsplanverfahrens, hier „(Straßen-
)Bebauungsplan „Gewerbegebiet Zossen Nord – Verkehrsfläche“, um die Anstoßwirkung 
sicherzustellen (Bekanntmachung im Amtsblatt für die Stadt Zossen 007/2021 am 
25.05.2021.  

Während des Beteiligungsverfahrens hatte insbesondere die Untere Naturschutzbehörde 
darauf hingewiesen, dass durch das hineinplanen in das betroffene Landschaftsschutzgebiet 
die Planung grundsätzlich dessen Rechtsverordnung widerspricht. Zum damaligen Zeitpunkt 
beabsichtigte die Stadt, wegen der Lage im Landschaftsschutzgebiet, eine „Befreiung“ zu 
erzielen. Die Untere Naturschutzbehörde hatte diesbezüglich darauf hingewiesen, dass dafür 
eine wesentliche Voraussetzung eine Alternativenprüfung ist. Wählt die Stadt/Gemeinde 
nicht die am wenigsten beeinträchtigende und zumutbare Variante, liegen die 
Befreiungsvoraussetzungen regelmäßig nicht vor. 

Eine solche „Variantenprüfung“ hatte mit dem 2. Vorentwurf damals nicht vorgelegen.  

Nicht die Darstellungen oder Festsetzungen eines B-Planes verletzen das Bauverbot, 
sondern erst deren Verwirklichung, also die konkrete Handlung. Eine Stadt oder Gemeinde 
muss daher absehbare Widersprüche geplanter Bauvorhaben zum LSG-Schutzzweck 
bereits in der Planung bewältigen. Dieser Sachverhalt hat sich mit dem Entwurf geändert 
(vgl. 3.4.1). 

 
Ein weiterer wesentlicher Punkt im Rahmen des Beteiligungsverfahrens aus dem Jahr 2021 
war die Planungshoheit der Städte und Gemeinden. Mit dem Geltungsbereich des 2. 
Vorentwurf wurde in die Gemeinde Rangsdorf (Ortsteil Groß Machnow) hineingeplant.  

Aufgrund der verfassungsrechtlich garantierten Planungshoheit der Kommunen (Art. 28 GG) 
ist eine Überplanung der Gemarkung Groß Machnow durch die Stadt Zossen nicht möglich. 
Die ersten Schritte für einen Flächentausch sind bereits erfolgt (vgl. Kapitel 2.2). 
 

1.2 Aktuelle Planung 
Um insbesondere die Rahmenbedingungen der o.g. damaligen angestrebten Befreiungslage 
zu ermöglichen, wurde im Jahr 2024 eine Umweltverträglichkeitsstudie (UVS) zur 
Nordumfahrung durchgeführt. Hierzu wird sich vertiefend im Kapitel 3.6 auseinandergesetzt. 

Des Weiteren erfolgte eine FFH-Vorprüfung (Bericht, 05. Mai 2025). Auch hierzu wird sich 
vertiefend im entsprechend Kapitel 3.5 auseinandergesetzt. 

 

Neben der Auseinandersetzung der Umweltbelange erfolgten noch Abstimmungen mit der 
Nachbargemeinde Rangsdorf bezüglich eines Gebietstausches.  
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Mit dem Bebauungsplan soll Planungsrecht für die Umgehungsstraße geschaffen werden. 
Die geplante Nordumfahrung soll den Gemeindeteil Dabendorf der Stadt Zossen vom 
Durchgangsverkehr entlasten und das vorhandene Gewerbegebiet Zossen Nord 
erschließen. Der Bebauungsplan ist im Besonderen erforderlich, um hier langfristig die 
Trasse der Nordumfahrung zu sichern und so die Anwohner von Dabendorf durch den 
bestehenden Verkehrslärm zu entlasten. 

Des Weiteren sollen mit dem Bebauungsplan zugleich notwendige Ausgleichsflächen 
gesichert werden. 

 

Die Planung wird auf Grund ihrer Straßenkategorie sowie der Lage und Funktion im Netz in 
die Entwurfsklasse EKL 3 mit dem zugehörigen Regelquerschnitt RQ 11 nach RAL 2012 
eingestuft. Weiterhin ist im Zuge des geplanten Baus der Umgehungsstraße ein Geh- und 
Radweg vorgesehen, der gemäß der RIN Kategoriengruppe AR IV (außerhalb bebauter 
Gebiete) bzw. IR IV (innerhalb bebauter Gebiete) und hinsichtlich der 
Verbindungsfunktionsstufe der IV (nahräumig) zuzuordnen ist. Der Geh- und Radweg fällt 
somit in den Geltungsbereich der Empfehlungen für Radverkehrsanlagen ERA 2010. 
Vertiefende Erläuterungen zur Straßenplanung können aus dem Kapitel 2.5 entnommen 
werden. 

 

Der Bebauungsplan wird im Regelverfahren aufgestellt. Dabei ist es erforderlich einen 
Umweltbericht durchzuführen. Nach § 2 Abs. 4 BauGB wird für die Belange des 
Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a eine Umweltprüfung durchgeführt, in der die 
voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt, beschrieben und bewertet 
werden. Der Umweltbericht ist der Begründung als Anlage beigefügt. 

 

2 Beschreibung des Plangebietes 

2.1 Räumliche Lage 
Das Plangebiet befindet sich im Stadtgebiet der Stadt Zossen im Gemeindeteil Dabendorf 
des Landkreises Teltow-Fläming. Der Geltungsbereich befindet sich nördlich und im 
Außenbereich des Ortes Dabendorf. Zusätzlich befindet sich das Plangebiet in der Nähe des 
zukünftigen Flughafen BER (ca. 25 bis 30 km). Auch die Bundesautobahn (A10) im Norden 
ist schnell erreichbar. 
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Abb. 1.: Lage des Bebauungsplanes innerhalb des Ortes Dabendorf (Ohne Maßstab) 

(Quelle: OpenStreetMap – Deutschland) 

 

2.2 Geltungsbereich und Eigentumsverhältnisse 
Der Geltungsbereich umfasst eine Größe von ca. 17,7 ha.  

Die genaue Abgrenzung des Plangebietes geht aus der Planzeichnung hervor. 

Stadt Zossen 

Gemarkung: Dabendorf 

Flur 1 

Flurstücke (Teilflächen): 3, 10/1, 10/2, 11/1, 11/2, 12/1, 12/2, 13, 27, 28/2, 47, 48, 49, 54, 69, 
77, 105, 112, 114 

 

Flur 2 

Flurstücke (Teilflächen): 228, 229, 230/1, 255/2, 263/1,  263/2, 264/1, 264/2, 265/1, 265/2, 
266, 267/11, 267/12, 268/1, 293, 294, 295, 298 

 

Flur 7 

Flurstücke (Teilflächen): 4, 5, 6, 11, 12, 14, 15, 16, 17, 18, 19, 20, 21, 22, 23, 26, 27,  

 

Flur 8 

Flurstücke (Teilflächen): 229, 231 

 

Gemarkung Glienick  

Flur 5 

Flurstücke (Teilflächen): 185, 186, 632, 660 
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Gemeinde Rangsdorf 

Gemarkung Groß Machnow  

Flur 4 

Flurstücke (Teilflächen): 888, 885 

 

Mit der Gemeinde Rangsdorf erfolgt bis zum Satzungsbeschluss ein Flächentausch. Der 
erste Schritt dazu erfolgte am 19.03.2026 durch die Gemeindevertretung Rangsdorf. Mit der 
Beschlussvorlage BV/2026/388 wurde dem Antrag stattgegeben, einen Abschluss eines 
öffentlich-rechtlichen Vertrages gem. § 6 der Brandenburger Kommunalverfassung über die 
Gebietsänderung mit der Stadt Zossen zu Flächen südlich des Dabendorfer Weges und 
südwestlich des Rangsdorfer Sees durchzuführen. Mit dem Flächentausch kann 
sichergestellt werden, dass die Planungshoheit des Bebauungsplanes durch eine Gemeinde 
erfolgt und es keine für diesen Einzelfall keine Planungsgemeinschaft benötigt wird. 

 

2.3 Gebiets-/Bestandssituation 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes bzw. für den Bereich der konkreten 
Straßenplanung sind folgende Biotope vorzufinden bzw. durch das Vorhaben betroffen. Die 
Verwendung der Bestandsaufnahme des konkreten Vorhabens, hier der Straßenplanung 
kann durch den § 2 Abs. 4 Satz 5 BauGB genutzt werden. Nach diesem Paragrafen kann zur 
Vermeidung von Doppelprüfungen, dass bei Durchführung einer Umweltprüfung auf die 
Ergebnisse einer zeitlich (nahen) vorangegangenen oder parallel durchgeführten 
Umweltprüfung aus der nächst höheren oder nachfolgenden, wie hier der Fall, der parallel 
erstellten landschaftspflegerischen Begleitplan zur Straßenplanung zurückgegriffen werden. 
Danach besteht auch kein Widerspruch zwischen der Flächengröße des Bebauungsplanes 
und der konkreten Straßenplanung. Der Bebauungsplan dient ausschließ dem Zweck für die 
Umgehungsstraße die planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen um diese 
umzusetzen. 

 

Tab 1. Biotopkartierung 

Betroffene Biotope Biotopcode 

Bau- und 
anlagenbedingte 
Beeinträchtigungen 
(m²) 

Sehr hochwertige Biotope  

Feuchtwiese nährstoffreicher Standorte, artenreiche 
Ausprägung (§, geschütztes Biotop) 

051031 6.390,9 

Frischwiese 05112 1.053,4 

Frischwiese, artenreiche Ausprägung 051121 298,2 

Sandtrockenrasen (einschl. offener Sandstandort und 
Borstgrasrasen trockener Ausprägung) 

05121 314,4 

Grasnelken-Flur und/oder Blauschillergras-Rasen, weitgehend 
ohne spontanen Gehölzbewuchs (< 10 % Gehölzdeckung) 

(§, geschütztes Biotop) 

05121201 167 

Grünlandbrache frischer Standorte, artenreich (typische 
Grünlandarten) 

051321 1.876,9 

geschlossene Allee, überwiegend heimische Altbäume, 
gesunder Zustand, (§, Allee) 

0714111 
34 Bäume 

Hochwertige Biotope   

naturnahe, unbeschattete Gräben 

(§, geschütztes Biotop) 
01131 271,5 

Frischweide, Fettweide 05111 3.195 
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Brennesselflur feuchter bis nasser Standorte 051413 409,1 

Feldgehölz nasser oder feuchter Standorte, überwiegend 
heimische Gehölzarten,  

(§, geschütztes Biotop) 

071111 68,2 

Feldgehölz trockner und frischer und/oder reicher Standorte, 
überwiegend heimischen Gehölzarten,  

(§, geschütztes Biotop) 

071121 2.005,1 

Feldgehölze armer und/oder trockener Standorte mit 
überwiegend heimischen Gehölzarten,  

(§, geschütztes Biotop) 

071141 1.443,3 

Feldgehölze armer und/oder trockener Standorte mit 
überwiegend nicht heimische Gehölzarten 

071142 81 

Gesamtsumme  17.573,0 m²  

Mittelwertige Biotope 

naturnahe, beschattete Gräben, trockengefallen oder nur 
stellenweise wasserführend 

0113202 536,1 

sonstige ruderale Staudenfluren 03249 471 

Weidengebüsch gestörter, anthropogener Standorte 071013 187,1 

Laubgebüsch frischer Standorte 07102 485,3 

Ackerbrache auf Sandboden 09144 8.185,9 

offene Sport- und Erholungsanlagen 10170 1.198,4 

Industrie-, Gewerbe-, Handels- und Dienstleistungsfläche (in 
Betrieb), mit hohem Grünflächenanteil 

12311 1.041,5 

Gesamtsumme  12.105,3 m² 

 

2.4 Planungsrechtliche Ausgangssituation 
Der Geltungsbereich des künftigen Bebauungsplans ist planungsrechtlich dem Außenbereich 
zuzuordnen. Die Zulässigkeit von Vorhaben ist somit gegenwärtig auf der Grundlage des § 
35 BauGB (Bauen im Außenbereich) zu beurteilen.  

 

2.5 Erschließung 

2.5.1 Straßenseitige Erschließung 
Eine Einteilung der künftigen Straßenverkehrsfläche erfolgt im Rahmen des 
Bebauungsplanes nicht. Unabhängig davon, ist es durch das gewählte 
Bebauungsplanverfahren notwendig, auf Grundlage einer konkreten Straßenplanung den 
Bebauungsplan umzusetzen.  

Demnach wurde die Breite der festgelegten Straßenverkehrsfläche auf die 
Verkehrsanlagenplanung angelehnt. Der Bebauungsplan dient somit der planungsrechtlichen 
Voraussetzung für das konkrete Einzelvorhaben der Straße Baurecht zu schaffen. 

Die Entwurfsklasse für Landstraßen gemäß RAL wird durch die Straßenkategorie gemäß 
RIN bestimmt. Die geplante Erschließungsstraße ist in die Straßenkategorie LS 3 
eingeordnet. 

Die wesentlichsten Vorgaben, die sich gemäß RAL aus dem Ansatz einer Entwurfsklasse 3 
für die Erschließungsstraße ergeben würden, bestehen aus:  

• Planungsgeschwindigkeit: 90 km/h  

• Betriebsform: allgemeiner Verkehr  

• Querschnitt: RQ 11  

• gesicherte Überholabschnitte: keine  

• Führung des Radverkehrs: fahrbahnbegleitend oder auf der Fahrbahn  
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• Linienführung: angepasst  

• empfohlene Radienbereiche: 300 m – 600 m  

• Höchstlängsneigung: 6,5 %  

• empfohlener Kuppenhalbmesser: > = 5.000 m  

• Knotenpunkte: Ein-/Abbiegen/Kreuzen mit/ohne Lichtsignalanlagen  

• keine Mindestabstände zwischen den Knotenpunkten  

 

Aus dem RASt 06 ergeben sich die folgenden Grenzwerte der Entwurfselemente für 
Fahrbahnen von angebauten Stadtstraßen: 

• Kurvenmindestradius: 10m 

• Höchstlängsneigung: 8,0 % (12%) 

• Kuppenmindesthalbmesser: 250m 

• Wannenmindesthalbmesser: 150m 

• Höchstquerneigung in Kurven: max. qK 2,5 % 

• Anrampungsmindestneigung: 0,40 % 

• Mindesthaltesichtweite: 47m 

 

Im Zuge der geplanten Erschließungsstraße ist ein Korridor für einen 2,5 m breiten 
gemeinsamen Geh- und Radweg eingeplant. Der Geh- und Radweg ist gem. den RIN der 
Kategoriengruppe AR IV (außerhalb bebauter Gebiete) bzw. IR IV (innerhalb bebauter 
Gebiete) und hinsichtlich der Verbindungsfunktionsstufe der IV (nahräumig) einzuordnen und 
fällt somit in den Geltungsbereichen der Empfehlungen für Radverkehrsanlagen ERA 2010. 

Aus dem ERA 2010 ergeben sich die folgenden Grenzwerte der Entwurfselemente für den 
gemeinsamen Geh- und Radweg: 

• Regelbreite: 2,5 m gem. ERA 2010 Tabelle 5 

• Angestrebte Fahrgeschwindigkeiten: 20- 30 km/h gem. ERA 2010 Tabelle 2 

• Mindestkurvenradien 20m, minimal Kuppenhalbmesser 80m, minimal 
Wannenhalbmesser 50m gem. ERA 2010 Tabelle 6 

 

Grundsätzlich erfolgt durch die konkrete Straßenplanung die Gestaltung der Straßenräume 
unter Beachtung und Abwägung der verkehrlichen Belange der unterschiedlichen 
Verkehrsarten (Kfz, Fußgänger und Radverkehr). Die geplanten Fahrbahnen und die Geh- 
und Radwege sollen in Asphaltbauweise ausgeführt werden. Die notwendigen 
Wirtschaftswege sind mit einer ungebundenen Deckschicht vorgesehen. Für die Gestaltung 
der Straßenquerschnitte sind / waren einerseits die gegebene bauliche Situation und 
andererseits die Grundstücksverhältnisse, d.h. die Flächenverfügbarkeit zu berücksichtigen.  

Für die geplante Strecke werden alle gültigen Grenzwerte gem. RASt 06 und ERA 2010 
eingehalten. 

Nachfolgend werden die für die verbindliche Bauleitplanung geplanten technischen 
Gestaltungen der Baumaßnahme (Trassierung, Querschnitte) tabellarisch aufgeführt: 
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Abb. 2.: Geplante Linienführung (Trassierung) 

 

Im Bereich des bestehenden Gewerbegebietes erfolgt die Straßenplanung unter der 
Beachtung der Richtlinien für die Anlagen von Stadtstraßen (RASt 06). Die Geschwindigkeit 
für Fahrzeuge soll nach der Straßenplanung 50 km/h betragen. Danach ergeben sich 
folgende Trassierungswerte: 
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Abb. 3.: Geplante Linienführung (Trassierung am bestehendem Gewerbegebiet) 

 

Der geplante Querschnitt des Straßenneubaus wird der Regelquerschnitt der EKL 3 – RQ 11 
– nach der RAL sein.  

 

Danach ergeben sich folgende Werte: 

• 1,50 m Bankett, 

• 0,50 m Randstreifen, 

• 3,50 m Fahrstreifen, 

• 3,50 m Fahrstreifen, 

• 0,50 m Randstreifen, 

• 1,50 m Bankett 

 

• Summe 11,00 m Gesamtbreite 

 

Unter Beachtung der zu berücksichtigen Böschungen, hier nach der Straßenplanung mit 
einer Regelneigung von 1:1,5, soll die Gesamtbreite der festgesetzten 
Straßenverkehrsfläche im Bebauungsplan um ca. 30m betragen. An der Bahnüberquerung 
(Brückenbau) erfolgt eine Straßenbreite von ca. 60 m, dies begründet sich durch den 
Brückenbau und die dadurch entstehenden Straßenböschungen. 

Durch die Festlegung dieser Breiten im Rahmen des Bebauungsplanes wird sichergestellt, 
dass eine gewisse Flexibilität für die konkrete Straßenplanung bzw. während der 
Ausführungsplanung besteht.  

Nachfolgend ist die konkrete Straßenplanung als Übersicht dargestellt.  
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Abb. 4.: Übersicht konkrete Straßenplanung 

 

2.5.2 Rad- und Fußwege 
Im Zuge der geplanten Erschließungsstraße ist ein gemeinsamer Geh- und Radweg 
eingeplant. Der Geh- und Radweg ist gemäß den Richtlinien für integrierte Netzgestaltung 
(RIN) der Kategoriengruppe AR IV (außerhalb bebauter Gebiete) bzw. IR IV (innerhalb 
bebauter Gebiete) und hinsichtlich der Verbindungsfunktion der IV (nahräumig) einzuordnen 
und fällt somit in den Geltungsbereich der Empfehlungen für Radverkehrsanlagen ERA 
2010. 

Auch hier gilt, dass der Bebauungsplan keine Einteilung der Straßenverkehrsfläche vornimmt 
und die Ausgestaltung des Geh- und Radweges der Ausführungsplanung überlassen bleibt. 

Unabhängig davon soll nach der Straßenplanung der Geh- und Radweg eine Breite von 
2,5 m. Unter Berücksichtigung des notwendigen Bankettes beträgt die Gesamtbreite 3,5m. 

 

2.5.3 Trinkwasserver- und Abwasserentsorgung 
Die zuständige Betriebsführung ist die Dahme-Nuthe Wasser- und 
Abwasserbetriebsgesellschaft mbH (DNWAB). 

Durch das Vorhaben ergeben sich keine notwendigen Rahmenbedingungen zur 
Trinkwasserver- und Abwasserentsorgung. Durch den Bebauungsplan werden die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Gemeindestraße geschaffen.  

 

2.5.4 Löschwasser 
Durch das Vorhaben ergeben sich keine notwendigen Rahmenbedingungen zum 
Löschwasser. Durch den Bebauungsplan werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für eine Gemeindestraße geschaffen. 
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2.5.5 Niederschlagswasser 
Nach dem Rundschreiben des Ministeriums für Infrastruktur und Landwirtschaft und des 
Ministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz vom 11.10.2011 (ABI/11, Nr. 
46, S. 2035) zur „Berücksichtigung dezentraler Lösungen zur Niederschlagsentwässerung 
bei Bebauungsplanung“ kann die Ersteinschätzung zur Versickerung des 
Niederschlagswassers anhand der Karte „Retentionsflächen Überschwemmung“ der 
leistungsfähigen Entscheidungshilfe des Fachinformationssystems Boden des Landesamtes 
für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg vorgenommen werden. 

Im Rundschreiben heißt es: 

„Zur Versickerung des Niederschlagswassers kommen die Gebiete mit grüner und lila 
Signatur in der Regel nicht in Frage“. 

Das Plangebiet tangiert bzw. verläuft teilweise über die o.g. grünen Signaturen. Dabei 
handelt es sich nach dem Fachinformationssystem über Flächen mit überwiegend 
verbreiteten Niedermoorböden meist in Niederungsgebieten.  

Durch die Straßenplanung ist für die Entwässerung folgendes vorgesehen: 

Das auf den befestigten Flächen anfallende Niederschlagswasser wird über das Längs- und 
Quergefälle der Fahrbahn auf die Bankette geleitet. Von dort aus fließt es über die 
Böschungen in Mulden, in denen das Wasser versickert. Unter der Muldensohle wird eine 
1m dicke Filterschicht angeordnet. 

 

2.5.6 Elektroenergieversorgung 
Durch das Vorhaben ergeben sich keine notwendigen Rahmenbedingungen zur 
Elektroversorgung. Durch den Bebauungsplan werden die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für eine Gemeindestraße geschaffen.  

 

2.5.7 Telekommunikation 
Durch das Vorhaben ergeben sich keine notwendigen Rahmenbedingungen zur 
Telekommunikation. Durch den Bebauungsplan werden die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für eine Gemeindestraße geschaffen.  

 

2.5.8 Gasversorgung 
Durch das Vorhaben ergeben sich keine notwendigen Rahmenbedingungen zur 
Gasversorgung. Durch den Bebauungsplan werden die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für eine Gemeindestraße geschaffen.  

 

Grundsätzlich wird im Rahmen dieses Bebauungsplanes ein öffentliche 
Straßenverkehrsfläche festgesetzt. Dabei erfolgt keine Einteilung der Straßenverkehrsfläche. 

Demnach können bei Bedarf, Versorgungsanlagen (-linien) innerhalb dieser 
Straßenverkehrsfläche umgesetzt werden. Diese könnten sich zum Beispiel an den 
Anschlusspunkten der B96 ergeben. Bei Notwendigkeit sind im Rahmen der konkreten 
Ausführungsplanung die entsprechenden Versorgungsunternehmen in die Planung 
einzubeziehen. 

 

2.6 Planunterlage 
Nach § 1 der Planzeichenverordnung (PlanZV) sind als Unterlagen für Bauleitpläne Karten 
zu verwenden, die in Genauigkeit und Vollständigkeit den Zustand des Plangebietes in 
einem für den Planinhalt ausreichenden Grade erkennen lassen (Planunterlagen). Die 
Maßstäbe sind so zu wählen, dass der Inhalt der Bauleitpläne eindeutig dargestellt oder 
festgesetzt werden kann. 
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Aus den Planunterlagen für Bebauungspläne sollen sich die Flurstücke mit ihren Grenzen 
und Bezeichnungen in Übereinstimmung mit dem Liegenschaftskataster, die vorhandenen 
baulichen Anlagen, die Straßen, Wege und Plätze sowie Geländehöhe ergeben. Von diesen 
Angaben kann dann abgesehen werden, wenn sie für die Festsetzungen nicht erforderlich 
sind. 

Für diesen Bebauungsplan wird ein von einem öffentlich bestellten Vermessungsingenieur 
erstellter Lageplan mit dem Stand vom __.__.____ verwendet, dessen Lagebezug ETRS 89 
mit dem Höhenbezug DHHN2016 darstellt. 

Die Planzeichnung ist im Maßstab 1 : 2000 hergestellt. 

3 Planerische Ausgangssituation und weitere rechtliche Rahmenbedingungen 

3.1 Landes- und Regionalplanung 
 

Rechtliche Grundlagen zur Bewertung der Planungsabsicht: 

Für die Planungen und Maßnahmen der Stadt Zossen ergeben sich die Erfordernisse der 
Raumordnung insbesondere aus 

- dem Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) vom 18.12.2007 (GVBI. I S. 
235), 

- der Verordnung über den Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-
Brandenburg (LEP HR) vom 01.07.2019 (GVBI. II, Nr. 35) 

 

Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg 

Die Stadt Zossen ist gem. Festlegungskarte als Mittelzentrum gem. Z 3.6 LEP HR 
gekennzeichnet.  

Aufgrund, dass durch den Bebauungsplan die planungsrechtliche Sicherung der 
Umgehungsstraße vorsieht, sind die beschriebenen Grundsätze des LEP HR nicht von 
prioritärer Bedeutung. Unabhängig davon sind für die Stadt Zossen folgende Ziele und 
Grundsätze der Raumordnung zu beachten: 

• Grundsatz 2.2 LEP HR: Gewerbeflächenentwicklung, Die Entwicklung von 
gewerblichen Bauflächen ist unter Berücksichtigung bzw. Beachtung der qualitativen 
Festlegungen zur Siedlungs- und Freiraumentwicklung in der gesamten 
Hauptstadtregion möglich. Gewerbliche Bauflächen sollen bedarfsgerecht und unter 
Minimierung von Nutzungskonflikten an geeigneten Standorten entwickelt werden. 

• Ziel 3.6 Abs. 1 LEP HR: Zossen ist Mittelzentrum im Weiteren Metropolenraum 

• Ziel 3.6 Abs. 4 LEP HR: In den Mittelzentren sind die gehobenen Funktionen der 
Daseinsvorsorge mit regionaler Bedeutung räumlich zu konzentrieren. Dazu sind 
Waren- und Dienstleistungsangebote des gehobenen Bedarfs zu sichern und zu 
qualifizieren. 

• Grundsatz 5.1 Abs. 2 LEP HR: Die Funktionen Wohnen, Arbeiten, Versorgung, 
Bildung und Erholung sollen einander räumlich zugeordnet und ausgewogen 
entwickelt werden. 

• Ziel 5.2 Abs. 1 und Abs.2 LEP HR: (1) Neue Siedlungsflächen sind an vorhandene 
Siedlungsgebiete anzuschließen. (2) Für Gewerbe- und Industrieflächen sind 
Ausnahmen von Absatz 1 zulässig, wenn besondere Erfordernisse des 
Immissionsschutzes oder der Verkehrserschließung ein unmittelbares Angrenzen 
neuer Flächen an vorhandene Siedlungsgebiete ausschließen. 

• Grundsatz 6.1 Abs. 1 LEP HR: Der bestehende Freiraum soll in seiner 
Multifunktionalität erhalten und entwickelt werden. Bei Planungen und Maßnahmen, 
die Freiraum in Anspruch nehmen oder neu zerschneiden, ist den Belangen des 
Freiraumschutzes besonderes Gewicht beizumessen. 
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• Grundsätze aus § 5 Abs. 1 – 3 LEPro 2007: Ausrichtung der Siedlungsentwicklung 
auf Zentrale Orte und raumordnerisch festgelegte Siedlungsbereiche; Vorrang der 
Innenentwicklung, dabei sollen die Erhaltung und Umgestaltung des baulichen 
Bestandes in vorhandenen Siedlungsbereichen und die Reaktivierung von 
Siedlungsbrachflächen Priorität haben; Anstreben verkehrssparender 
Siedlungsstrukturen 

• Grundsatz aus § 6 Abs. 1 LEPro 2007: Sicherung und Entwicklung der Naturgüter 
Boden, Wasser, Luft, Pflanzen- und Tierwelt in ihrer Funktions- und 
Regenerationsfähigkeit sowie ihrem Zusammenwirken 

 

Die Planung steht im Einklang mit dem Grundsatz 5.1 Abs. 2 LEP HR. Die Funktionen 
Wohnen und Arbeiten werden weiterhin räumlich getrennt. Entsprechend dem Ziel 5.2 Abs. 1 
und 2 des LEP HR werden die vorgesehenen gewerblichen Bauflächen gem. des 
rechtswirksamen Flächennutzungsplanes mit der geplanten Ortsumgehung besser an den 
überregionalen Verkehr angeschlossen. Ferner wird auch der Absatz 2 des Zieles 5.2 LEP 
HR berücksichtigt. Demnach können unter Beachtung des bestehenden Gewerbegebietes 
mit Hilfe einer Umfahrungsstraße die bestehenden Belastungen für den Menschen in der 
Ortslage Dabendorf durch das aktuelle Verkehrsaufkommen wesentlich verringert werden. 
Die Lärm- und Schadstoffemissionen werden im Umfeld an der „Alten Trebbiner Straße“, 
„Märkische Straße“ sowie entlang der „Glienicker Straße“ und der „Rangsdorfer Straße“ 
reduziert und die Lebensqualität verbessert. Der Eingriff in bisher verkehrlich nicht genutzter 
Flächen stellt eine Erhöhung der Umweltbeeinträchtigungen dar, welche durch geeignete 
Maßnahmen im Rahmen des landschaftspflegerischen Begleitplans ausgeglichen bzw. 
ersetzt werden. Hierbei ist gleichzeitig der Grundsatz 6.1 LEP HR und § 6 Abs. 1 LEPro 
2007 zu berücksichtigen. 

 

Regionalplan Havelland-Fläming 3.0 

Die Regionale Planungsgesellschaft Havelland-Fläming ist nach § 4 Abs. 2 des Gesetzes zur 
Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung (RegBKPIG) vom 08. 
Februar 2012 (GVBI. I Nr. 13), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. Mai 2024 (GVBI. I Nr. 
20), Träger der Regionalplanung in der Havelland-Fläming. Ihr obliegt die Aufstellung, 
Fortschreibung, Änderung und Ergänzen des Regionalplans als übergeordnete und 
zusammenfassende Landesplanung im Gebiet der Region.  

Die Satzung über den Sachlichen Teilregionalplan Grundfunktionale Schwerpunkte wurde 
mit Bescheid vom 23.11.2020 von der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung Berlin-
Brandenburg genehmigt. Mit der Bekanntmachung der Genehmigung im Amtsblatt für 
Brandenburg Nr. 51 vom 23.11.2020 trat der sachliche Teilregionalplan in Kraft.  

Die Regionalversammlung Havelland-Fläming hat am 27. Juni 2019 die Aufstellung des 
Regionalplans Havel-Fläming 3.0 beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde im 
Amtsblatt für Brandenburg Nr. 28 vom 24. Juli 2019 bekannt gemacht. 

In der 6. Öffentliche Sitzung der Regionalversammlung am 18. November 2021 wurde der 
Entwurf des Regionalplans Havelland-Fläming 3.0 vom 05.10.2021, bestehend aus 
textlichen Festsetzungen, Festlegungskarte und Begründung gebilligt. Die 
Regionalversammlung hat zudem beschlossen, für den Entwurf des Regionalplans das 
Beteiligungsverfahren sowie die öffentliche Auslegung der Unterlagen nach § 9 Abs. 2 ROG 
in Verbindung mit § 2 Abs. 3 RegBkPIG durchzuführen. In diesem Verfahren bestand bis 
zum 09. Juni 2022 die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme. 

Am 17. November 2022 hat die Regionalversammlung Havelland-Fläming den Beschluss 
gefasst, die Festlegung von Gebieten für die Windenergienutzung vom Entwurf des 
Regionalplans Havelland-Fläming 3.0 abzutrennen und hierfür einen Sachlichen 
Teilregionalplan Windenergienutzung 2027 aufzustellen. 

In der 11. Öffentlichen Sitzung der Regionalversammlung am 06. Juni 2024 wurde der 
Entwurf des Sachlichen Teilregionalplans Windenergienutzung 2027 der Region Havelland-
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Fläming, bestehend aus textlichem (Textteil) und zeichnerischen Festlegungen 
(Festlegungskarte) als Satzung beschlossen. Mit Bescheid vom 26.09.2024 wurde der 
Sachliche Teilregionalplan von der Landesbehörde genehmigt. Der Sachliche 
Teilregionalplan Windenergienutzung 2027 ist mit Bekanntmachung der Genehmigung im 
Amtsblatt Nr. 42 vom 23. Oktober 2024 in Kraft getreten. Das Aufstellungsverfahren zum 
Regionalplan Havelland-Fläming 3.0 wird mit den übrigen Festlegungen fortgeführt.  

Die Stadt Zossen ist im sachlichen Teilregionalplan Havelland-Fläming „Grundfunktionale 
Schwerpunkte“ als Mittelzentrum ausgewiesen worden. 

Am 26. Juni 2025 wurde durch die Regionalversammlung der Regionalen 
Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming den 2. Entwurf des Regionalplans Havelland-
Fläming 3.0, bestehend aus textlichen und zeichnerischen Festlegungen (Festlegungskarte) 
einschließlich Begründung gebilligt und beschlossen.  

Die Beteiligung erfolgte im Zeitraum 21.08.2025 bis einschließlich 21.10.2025. 

Mit der Beendigung der o.g. Frist werden aktuell die eingegangenen Stellungnahmen 
fachlich ausgewertet und gegeneinander sowie untereinander abgewogen. Weitere 
Informationen liegen aktuell noch nicht vor. 

Nach aktuellem Kenntnisstand sind durch den (Straßen-)Bebauungsplan keine 
Widersprüche zum 2. Entwurf des Regionalplans Havelland-Fläming 3.0 zu erkennen. 

 

3.2 Flächennutzungsplan 
Die Genehmigung des Flächennutzungsplanes der Stadt Zossen wurde am 19. Dezember 
2016 im Amtsblatt der Stadt Zossen bekannt gemacht. Mit der Bekanntmachung ist der 
Flächennutzungsplan wirksam. Am 20.09.2018 wurde im Amtsblatt der Stadt Zossen die 
Genehmigung der 2. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Zossen in der 
Fassung Juni 2018 bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung ist die 2. Änderung 
wirksam.  

Am 05.12.2023 erfolgte die Bekanntmachung zur Rechtswirksamkeit der 3. Änderung des 
Flächennutzungsplanes der Stadt Zossen. 

Die 3. Änderung des Flächennutzungsplanes stellt das Plangebiet wie folgt dar: 

• gewerbliche Baufläche 

• Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung „Schießanlage“ 

• Vorgesehene Neutrassierung einer Gemeindestraße 
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Abb. 5.: Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan 

 

Die neue Trassenführung weicht von den Darstellungen des rechtswirksamen 
Flächennutzungsplan ab. Allerdings bleibt die Grundidee des Flächennutzungsplanes, eine 
neue Gemeindestraße oberhalb des Gemeindeteils Dabendorf zu errichten, um diesen vom 
Durchgangsverkehr zu entlasten, bestehen. Die geplante Umgehungsstraße soll weiterhin – 
wenn auch mit einer anderen Trassenführung – oberhalb des Gemeindeteils Dabendorf 
errichtet werden.  

Auch unter Berücksichtigung der Abweichung in der Trassenführung bleibt die im 
Flächennutzungsplan vorgesehene Ausweisung von Baugebieten nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 
BauGB und Verkehrsflächen im Sinne von § 5 Abs. 2 erhalten (vgl. zum Verstoß gegen das 
Entwicklungsgebot, soweit im FNP dargestellte Verkehrsflächen im Bebauungsplan auf im 
FNP dargestellten Wohnbauflächen festgesetzt werden (VGH Hessen, Urt. v. 21.03.2005 – 9 
N 1630/01, juris, Rn 81). 

Die geplante Umfahrungsstraße soll weiterhin weder durch den Gemeindeteil noch durch 
das geplante Gewerbegebiet oberhalb des Ortes verlaufen. Zudem sollen auch im Falle der 
heutigen Trassenführung „lediglich“ Flächen in Anspruch genommen werden, die ausweislich 
der vorstehenden Darstellung im Flächennutzungsplan für Landwirtschaft genutzt werden. 
Es bleibt demnach bei der für den konkreten Bereich im Flächennutzungsplan dargestellten 
planerischen Grundkonzeption (vgl. zur Wahrung des Entwicklungsgebiets, wenn die 
planerische Konzeption trotz Abweichung erhalten bleibt BVerwG, Urt. v. 26.02.1999 – 4 CN 
6/98, juris, Rn. 16). 

Vor diesem Hintergrund ist eine Änderung des Flächennutzungsplanes aufgrund der 
Abweichung in der Trassenführung derzeit nicht erforderlich. 

Eine Berichtigung des Flächennutzungsplanes wäre jedoch nach dem Verfahren des 
Bebauungsplanes zweckdienlich. 
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3.3 Landschaftsplan 
Zum Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Zossen wurde ein Landschaftsplan erstellt. Auch 
zur 3. Änderung des FNP wurde die 3. Fortschreibung des Landschaftsplans angefertigt.  

Der Landschaftsplan stellt das Plangebiet als gewerbliche Bauflächen sowie als 
Erweiterungsflächen von gewerblichen Bauflächen dar. Auch die geplante Umfahrung ist im 
Landschaftsplan der Stadt Zossen dargestellt. 

Unter Beachtung der genannten Abweichung zum Flächennutzungsplan im Kapitel 3.2 wird 
der Sachverhalt ähnlich bewertet. Einen grundsätzlichen Widerspruch zur Grundkonzeption 
des Landschaftsplans der Stadt Zossen ist demnach nicht zu erkennen. 

 

3.4 Schutzgebiete nach dem Naturschutzrecht 
Das Landschaftsschutzgebietes (LSG) „Notte-Niederung“ wird durch Bebauungsplan mit der 
geplanten Ortsumfahrung berührt und zerschnitten. 

 

3.4.1 Landschaftsschutzgebiet 
Landschaftsschutzgebiete sind nach § 26 BNatSchG rechtsverbindlich festgesetzte 
Gebiete, die ausdrücklich zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- 
und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes oder der Regenerationsfähigkeit und 
nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, wegen der Vielfalt, Eigenart, Schönheit oder 
besonderen kulturhistorischen Bedeutung der Landschaft oder wegen ihrer besonderen 
Bedeutung für die Erholung erforderlich sind. 

In diesem Einzelfall bedarf es hier kein Befreiungsverfahren nach § 67 BNatSchG für die 
Ortsumfahrung sondern vielmehr kommt der § 10 Abs. 3 des Brandenburgischen 
Straßengesetzes (BbgStrG) zum Tragen: 

„Einer Genehmigung, Zustimmung, Anzeige, Erlaubnis, Überwachung oder Abnahme bedarf 
es nicht, wenn Straßen, deren Zubehör oder Nebenanlagen gem. § 2 Abs. 2 unter 
verantwortlicher Leitung einer Straßenbaubehörde des Landes, eines Kreises oder einer 
Gemeinde hergestellt und unterhalten werden. Die betroffenen Behörden sind rechtzeitig mit 
dem Ziel einer einvernehmlichen Lösung zu beteiligen. Dies gilt nicht für Gebäude, die 
Nebenanlagen von Kreis- oder Gemeindestraßen sind.“ 

Das bedeutet, dass die Stadt Zossen für die Ortsumfahrung keine Genehmigung benötigt, 
jedoch das Einvernehmen mit der UNB und anderen betroffenen Behörden herstellen muss. 
Das geht allerdings erst auf Grundlage einer konkreten Straßenplanung. Diese Planung kann 
aus dem Kapitel 2.5 sowie aus dem Bestands- und Konflikt- sowie Maßnahmenplan des 
Landschaftspflegerischen Begleitplan (Anlage dieses Bebauungsplanes) entnommen 
werden. 

 

3.4.1.1 Einvernehmen des Vorhabens durch das LSG mit der UNB 
Mit dem Entwurf soll zugleich das Einvernehmen mit der Unteren Naturschutzbehörde 
hergestellt werden. 

Das Einvernehmen ist bei der Unteren Naturschutzbehörde einzuholen, da gemäß des 
Erlasses des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft mit 
Schreiben vom 22.09.2017 die Zuständigkeit nicht beim Verordnungsgeber liegt sondern bei 
der zuständigen unteren Naturschutzbehörde (Anlage 2 – Fallkonstellation: B-Pläne für 
linienhafte Vorhaben, z.B. Ortsumgehungsstraße). 

 

Weitere Ergänzung erfolgt nach der förmlichen Beteiligung. 
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3.4.2 FFH-Gebiet 
Ein Flora-Fauna-Habitat (FFH) Gebiet grenzt an das Vorhaben an. Östlich der Berliner 
Straße (B96) befindet sich das FFH-Gebiet „Umgebung Prierowsee“ mit einer Gesamtfläche 
von ca. 82,5 ha.  

Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens des Bebauungsplanes bzw. der Planung zur 
Nordumfahrung wurde eine FFH-Vorprüfung durchgeführt. Im Kapitel 3.5 wird gesondert auf 
die Ergebnisse der FFH-Vorprüfung eingegangen. Vorweg wird jedoch festgehalten, dass 
durch das Vorhaben das FFH-Gebiet „Prierowsee“ nicht erheblich beeinträchtigt wird und 
eine weitergehende FFH-Verträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist. 

 

3.4.3 SPA-Gebiet 
Nordwestlich in etwa 500 m Entfernung des Plangebietes beginnt und erstreckt sich ein 
Vogelschutzgebiet (Special Protection Area -SPA-). Das Gebiet ist ca. 6.082 ha groß und 
liegt im Nuthe-Nieplitz-Auen. Das SPA ist ein bedeutender Lebensraum für Brut- und 
Zugvögel, insbesondere globale Bedeutung als Rastgebiet der Saatgans, europa- bzw. EU-
weite Bedeutung als Rastgebiet für Schnatter- und Löffelente sowie weitere Wasservogel- 
und Limikolenarten. Aufgrund der Entfernung und der vorhandenen Nutzungen innerhalb des 
Geltungsbereiches („Pufferzone“) ist eine Beeinträchtigung nicht zu erwarten.  

 

3.4.4 Geschützte Biotope und Landschaftsbestandteile 
Innerhalb des Geltungsbereiches sind auch geschützte Biotope gem. § 30 BNatSchG 
vorzufinden. 

Gem. § 30 Abs. 3 BNatSchG kann von den Verboten des Absatzes 2 auf Antrag eine 
Ausnahme zugelassen werden, wenn die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können. 
Sind auf Grund der Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Bebauungsplänen 
Handlungen im Sinne des Abs. 2 zu erwarten, kann über eine erforderliche Ausnahme oder 
Befreiung von den Verboten des Abs. 2 vor der Aufstellung des Bebauungsplanes 
entschieden werden. 

Ist eine Ausnahme zugelassen oder eine Befreiung gewährt worden, bedarf es für die 
Durchführung eines im Übrigen zulässigen Vorhabens keiner weiteren Ausnahme oder 
Befreiung, wenn mit der Durchführung innerhalb von sieben Jahren nach Inkrafttreten des 
BP begonnen wird. 

 

Im Zusammenhang mit der Beantragung einer Ausnahmegenehmigung ist folgendes zu 
beachten: 

Eine Beeinträchtigung ist erst dann ausgeglichen, wenn und sobald die beeinträchtigten 
Funktionen des Naturhaushaltes in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das 
Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. 

 

Dies erfordert die Schaffung eines gleichartigen Biotops, d.h. ein Biotop vom selben Typ, der 
in der standörtlichen Gegebenheit und der Flächenausdehnung mit dem zerstörten oder 
beeinträchtigten Biotop im Wesentlichen übereinstimmt. 

Lediglich gleichwertige Maßnahmen reichen dazu nicht aus. Der Ausgleich für das 
beschädigte/zerstörte Biotop hat damit am gleichen Ort oder zumindest dessen näherer 
Umgebung in gleicher Qualität stattzufinden. 

Maßstab für den Ausgleich der Beeinträchtigungen sind insbesondere die Funktionen, die 
das unbeschädigte Biotop für die Populationen bestimmter Arten und ihrer 
Lebensgemeinschaften in dem jeweiligen konkreten Biotop erfüllt und derentwegen der 
betreffende Biotoptyp in den Katalog gem. § 30 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 6 BNatSchG 
aufgenommen worden ist. Dazu gehört auch eine dem geschädigten Biotoptyp ungefähr 
entsprechende räumliche Ausdehnung. 
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Unverzichtbar ist auch, dass die durch den Schutz des jetzt geschädigten „alten“ Biotops 
geschützten Populationen und Lebensgemeinschaften in dem wiederhergestellten, „neuen“ 
Biotop lebenskräftig und auf Dauer unbeeinträchtigt weiter existieren können oder, dass – im 
Falle völliger oder weitgehender Zerstörung – die betroffenen Arten und 
Lebensgemeinschaften im „neuen“ Biotop erfolgreich angesiedelt werden können und 
tatsächlich angesiedelt werden oder auf andere Weise gewährleistet ist, dass sie von dem 
„neuen“ Biotop erfolgreich Besitz ergreifen. 

 

3.4.4.1 Ausnahme und Befreiungsantrag geschützte Biotope 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes bzw. durch die konkrete Umsetzung der Straße 
werden folgende geschützte Biotope beeinträchtigt: 

Tab 2. Betroffene geschützte Biotope 

Betroffene Biotope Biotopcode Betroffene 
Fläche 

Feuchtwiese nährstoffreicher Standorte, artenreiche Ausprägung 
(§, geschütztes Biotop) 

051031 6.390,9 m2 

Grasnelken-Flur und/oder Blauschillergras-Rasen, weitgehend 
ohne spontanen Gehölzbewuchs (< 10 % Gehölzdeckung) 

(§, geschütztes Biotop) 

05121201 167 m2 

naturnahe, unbeschattete Gräben 

(§, geschütztes Biotop) 
01131 271,5 m2 

Feldgehölz nasser oder feuchter Standorte, überwiegend heimische 
Gehölzarten, (§, geschütztes Biotop) 

071111 68,2 m2 

Feldgehölz trockner und frischer und/oder reicher Standorte, 
überwiegend heimischen Gehölzarten, (§, geschütztes Biotop) 

071121 2.005,1 m2 

Feldgehölze armer und/oder trockener Standorte mit überwiegend 
heimischen Gehölzarten, (§, geschütztes Biotop) 

071141 1.443,3 m2 

geschlossene Allee, überwiegend heimische Altbäume, gesunder 
Zustand, (§, Allee) 

0714111 
13 Bäume 

 

Gemäß des Merkblattes Nr. 3 „Genehmigungen und Befreiungen gesetzlich geschützter 
Biotope“ des Landkreises Teltow-Fläming sind für die Antragsunterlagen einer 
Ausnahmegenehmigung folgende Anforderungen zu beachten: 

 

Tab 3. Anforderungen der Antragsunterlagen zur Genehmigung und Befreiung 
gesetzlich geschützter Biotope und Nachweis der Unterlagen 

Anforderungen Unterlagen im Rahmen des Bebauungsplanes 

Wenn bekannt, Benennung des Biotops siehe oben, Tab 2 

Antragsschreiben auf naturschutzfachliche 
Ausnahmegenehmigung oder Befreiung 

mit dem Entwurf dieses Bebauungsplanes 

Übersichtslageplan im Maßstab 1.25.000 auf 
topografischer Karte (Landkarte) 

mit der Biotopkartierung (Bestands- und 
Konfliktplan) und der Planzeichnung 

Lageplan im Maßstab 1:500 oder 1:1000 mit 
Darstellung der geplanten Baumaßnahme, 
Gemarkung, Flur, Flurstück (analog zum 
Bauantrag) mit Kennzeichnung des gesetzlich 
geschützten Biotops 

mit der Biotopkartierung und Bestand-/Konfliktplan 
des Landschaftspflegerischen Begleitplans 

Flurstückskarte, mit Eintragung der betroffenen 
Fläche 

mit der Biotopkartierung (Bestand-/Konfliktplan) 
des Landschaftspflegerischen Begleitplans 

Planzeichnungen Bebauungsplan (Bestand-/Konfliktplan) des 
Landschaftspflegerischen Begleitplans 
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Anforderungen Unterlagen im Rahmen des Bebauungsplanes 

Begründung und Beschreibung des Vorhabens mit dieser Begründung und Umweltbericht 

Beschreibung der jetzigen örtlichen 
Verhältnisse 

mit Umweltbericht und Bestand-/Konfliktplan des 
Landschaftspflegerischen Begleitplans 

Beschreibung zu erwartender Beeinträchtigung mit Umweltbericht und Bestand-/Konfliktplan des 
Landschaftspflegerischen Begleitplans 

Darstellung vorgesehener Maßnahmen zum 
Ausgleich und Ersatz 

mit Umweltbericht und Bestand-/Konfliktplan des 
Landschaftspflegerischen Begleitplans 

Nachweis Flächenverfügbarkeit mit Umweltbericht und Bestand-/Konfliktplan des 
Landschaftspflegerischen Begleitplans sowie 
Maßnahmenblätter 

Rechtliche Sicherung Umsetzung durch die Stadt Zossen 

 

3.5 FFH-Vorprüfung 
Aufgrund der Nähe zum bestehenden FFH-Gebiet „Prierowsee“ wurde im Jahr 2025 eine 
FFH-Vorprüfung durchgeführt. Eine Vorprüfung hat die Aufgabe, den Bearbeitungsaufwand 
für unproblematische Vorhaben zu reduzieren. Es ist daher ausreichend, eine Aussage auf 
Grundlage der vorhandenen Unterlagen und Daten zu treffen sowie die Reichweite und 
Intensität der möglichen Beeinträchtigungen anhand von Erfahrungswerten zu bestimmen.  

Dabei wurde nicht nur die Auswirkungen auf das betroffene FFH-Gebiet geprüft, sondern 
auch die Zerschneidungswirkung der geplanten Umfahrung berücksichtigt.  

Eine weitere FFH- Verträglichkeitsprüfung ist nur dann notwendig, wenn in der Vorprüfung 
die Beeinträchtigung der Natura 2000-Gebietskulisse nicht offensichtlich ausgeschlossen 
werden kann.  

Die FFH-Vorprüfung zur Nordumfahrung Dabendorf (Stand: 05. Mai 2025) ist dieser 
Begründung als Anlage beigefügt. 

Im Bericht erfolgt eine vertiefende Beschreibung des Schutzgebietes und welche 
Erhaltungsziele in diesem Gebiet formuliert sind. Dabei wird auf die natürlichen 
Lebensraumtypen von gemeinschaftlichen Interesse, prioritäre natürliche Lebensraumtypen 
und die Arten von gemeinschaftlichen Interesse gem. Anhang II der Richtlinie 92/43/EWG 
eingegangen.  

Das FFH-Gebiet „Prierowsee“ dient dem Schutz, der Erhaltung und der Entwicklung der 
typischen Lebensraumtypen und Arten nach FFH-Richtlinie (siehe vorheriger Abschnitt). 
Insbesondere sind dafür angemessene Feuchtigkeitsverhältnisse und zusammenhängende 
Gewässersysteme als Lebensraum für Windelschnecke und Fischotter notwendig. Daraus 
ergibt sich als Schutzzweck die Erhaltung und Entwicklung von naturnahen Gewässern und 
naturnahen Moore durch Sicherung der Wasserhaltung, Anhebung des (Grund-) 
Wasserstands und entsprechend angepassten Mahdregime. 

Unter Berücksichtigung der vorgesehenen Trasse (Umfahrung) wurden die entstehenden 
und relevanten Wirkfaktoren für das Schutzgebiet beschrieben und eine mögliche 
Beeinträchtigung durch das Vorhaben prognostiziert.  

Die dargestellten Wirkfaktoren sind  

• Bau- und betriebsbedingte Barrierewirkung und Mortalität (Fischotter), 

• Veränderung der Hydrologie durch Neuversiegelung (Grundwasserabsenkung durch 
Verdunstung), 

• Lufthygienische Beeinträchtigungen (Feinstaub, Plastikabrieb, Treibstoff), 

• Nichtstoffliche Emissionen (Schallemissionen, Erschütterungen, Lichtemissionen). 

 

Die detaillierte Prognose der e.g. Wirkfaktoren können ebenfalls aus dem Bericht der FFH-
Vorprüfung entnommen werden. 
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Zusammenfassend kann im Rahmen der FFH-Vorprüfung festgehalten werden, dass 

• die neue Verkehrsleitung die Gefahr für Wildtiere an den identifizierten 
Gefahrenstellen reduziert und keine neue Barrierewirkung im Bezug um FFH-Gebiet 
entsteht, 

• keine erhebliche Veränderung der Hydrologie zu erwarten ist, 

• die lufthygienische Situation im FFH-Gebiet durch die neue Trasse nicht 
beeinträchtigt wird und bestenfalls eine Verbesserung durch die neue Verkehrsleitung 
entsteht, 

• die nichtstofflichen Emissionen im FFH-Gebiet durch die neue Trasse nicht erhöht 
werden und bestenfalls eine Verbesserung durch die neue Verkehrsleitung entsteht. 

 

Die überschlägige Bewertung zeigt, dass erhebliche Beeinträchtigungen des FFH-Gebiets 
durch die geplante Trasse offensichtlich auszuschließen sind. Bestenfalls kann die geplante 
Trasse durch eine Veränderung des Verkehrsflusses sogar zu einer Verbesserung der 
Verhältnisse im FFH-Gebiet führen. 

Die geplante Trasse birgt weder als alleinstehendes Vorhaben noch im Zusammenwirken mit 
anderen Plänen und Projekten das Potenzial, das FFH-Gebiet Prierowsee erheblich zu 
beeinträchtigen. 

Eine weitergehende FFH-Verträglichkeitsprüfung ist nicht erforderlich. 

 

3.6 Umweltverträglichkeitsstudie 
Für das Projekt der Nordumfahrung Dabendorf wurde im Jahr 2024 eine 
Umweltverträglichkeitsstudie (UVS) durchgeführt. 

In diesem Einzelfall ist die Umsetzung des Vorhabens mit einer UVS geknüpft, die die 
Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen 
auf  

• Mensch, einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die 
biologische Vielfalt, 

• Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, 

• Kulturgüter und sonstige Sachgüter sowie 

• die Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern umfasst. 

 

Um eine aussagkräftige Vorzugsvariante zu ermitteln, wurde in der UVS die 
Raumwiderstände des Untersuchungsgebiets ermittelt. Bei der Ermittlung des 
Raumwiderstandes handelt es sich um einen aggregierenden Planungsschritt, durch den der 
Untersuchungsraum in seiner Gesamtheit eine Beurteilung erhält. Dabei werden die zu 
bewertenden Schutzgüter in einer Karte zusammengeführt. 

Im Rahmen der UVS wurden auf der Grundlage des Raumwiderstandes verschiedene 
Trassen (Alternativenprüfung) sowie die Null-Variante verglichen und überprüft. 

Insgesamt ergaben sich fünf Varianten, welche für eine Umsetzung der Trasse ermöglich 
erschienen, diese wurden auf die o.g. Parametern hin überprüft. 

Nachfolgend sind die entsprechenden Trassenvarianten mit den Teilsektoren als Übersicht 
dargestellt. 
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Abb. 6.: Trassenvarianten 1 bis 5 in Abschnitte A – D mit Teilsektoren 

 

Unter Anbetracht aller Schutzgüter kommt die UVS zu dem Ergebnis, dass die Trassenvariante 
2 die geringste Beeinträchtigung darstellt. Bei der Entwicklung der neuen Trasse ist 
Trassenvariante 2 der Vorzug zu geben. 

 

Die Trassenvariante 2 ergibt sich aus folgenden Teilsektoren: 

• A1, A2, A3 und D1 

 

Abb. 7.: Trassenvariante 2 
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Die Umweltverträglichkeitsstudie ist dieser Begründung als Anlage beigefügt.  

 

3.7 Trinkwasserschutz 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt in keinem Wasserschutzgebiet. 

 

3.8 Überschwemmungsgebiete 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich in keinem festgesetzten 
Überschwemmungsgebiet (§ 76 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes) bzw. im Risikogebiet 
im Sinne des § 76 Abs. 3 Wasserhaushaltsgesetzes. 

 

3.9 Denkmalschutz 
Die Planung tangiert den Bereich von Bodendenkmalen, welche nach § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 2 
Nr. 4, § 3 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 und 2 im Gesetz über den Schutz und die Pflege der 
Denkmale und Bodendenkmale im Land Brandenburg vom 24. Mai 2004 (GVBI Land 
Brandenburg Nr. 9 vom 24. Mai 2004, S. 215 ff.) unter Schutz stehen und zu erhalten sind. 
Es handelt sich dabei um die Bodendenkmale  

• Nr. 130707, einen Rast- und Werkplatz des Paläo- und Mesolithikums sowie eine 
Siedlung der Ur- und Frühgeschichte, 

• Nr. 130709, Siedlung der Steinzeit, dem slawischen Mittelalter und der Bronzezeit, 

• Nr. 130706, Rast- und Werkplatz des Mesolithikums. 

 

Das flächengrößte Bodendenkmal ist die Nr. 130707. Dieses Bodendenkmal befindet sich im 
Bereich des bestehenden Gewerbegebiets und ist durch die Versiegelung teilweise 
beeinträchtigt. Die erhaltenen Strukturen der betroffenen Bodendenkmalen sind zu schützen. 

Im Zusammenhang mit dem Bodendenkmal sind folgende Regelungen des 
Denkmalschutzgesetzes in den Planunterlagen zu berücksichtigen: 

Alle Veränderungen von Bodennutzungen wie z.B. eine Tiefenenttrümmerung nach 
obertägigem Abbruch vorhandener Bebauung, das Ziehen von Baumstubben, die Errichtung 
von baulicher Anlagen, die Anlage und/oder Befestigung von Straßen und Wegen, 
Verlegungen von Leitungen, umfangreiche Hecken- und Baumpflanzungen mit Pflanzgruben 
größer als 50 x 50 x 50 cm usw. bedürfen im Bereich des Bodendenkmals einer Erlaubnis (§ 
9 Abs. 1 Nr. 5 BbgDSchG). Sie ist bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde des 
Kreises Teltow-Fläming zu beantragen (§ 19 Abs. 1 BbgDSchG) und wird im Benehmen mit 
dem Brandenburgischem Landesamt für Denkmalpflege und Archäologisches 
Landesmuseum erteilt (§ 19 Abs. 3 BbgDSchG). 

 

Ferner sind diese Maßnahmen in der Regel dokumentationspflichtig (§ 9 Abs. 3 und 4 
BbgDSchG); die Erdeingriffe müssen also archäologisch begleitet und entdeckte 
Bodendenkmale fachgerecht untersucht werden. Für die hier erforderlichen 
Dokumentationsarbeiten, zu denen die denkmalrechtliche Erlaubnis der Unteren 
Denkmalschutzbehörde jeweils Näheres festlegen wird, ist ein Archäologe bzw. eine 
archäologische Fachfirma zu gewinnen, deren Auswahl das Brandenburgische Landesamt 
für Denkmalpflege und Archäologische Landesmuseum zustimmen muss. 

 

Die Kosten für die archäologischen Maßnahmen sind nach § 7 Abs. 3 und 4 BbgDSchG vom 
Veranlasser der Erdeingriffe im Rahmen des Zumutbaren zu tragen. 

 

Die durch archäologische Baubegleitungen, Ausgrabungen o.ä. entstehenden Mehrkosten 
und Bauverzögerungen, sind einzukalkulieren, wenn Bodendenkmalbereiche beplant 
werden. 
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Bei Erdarbeiten darüber hinaus unvermutet entdeckte Bodendenkmale (Scherben, Knochen, 
Stein- und Metallgegenstände, Steinsetzungen, Holz, Verfärbungen, etc.) sind unverzüglich 
der Unteren Denkmalschutzbehörde und dem Brandenburgischen Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum anzuzeigen (§ 11 Abs. 2 und 2 
BbgDSchG). Die aufgefundenen Bodendenkmale und die Entdeckungsstätte sind 
mindestens bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige, auf Verlangen der 
Denkmalschutzbehörde ggf. auch darüber hinaus, in unverändertem Zustand zu erhalten 
und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung zu schützen (§ 11 Abs. 3 
BbgDSchG). 

 

Funde sind dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologischen 
Landesmuseum zu übergeben (§ 11 Abs. 4 und § 12 BbgDSchG). 

 

3.10 Baumschutzverordnung des Landkreises Teltow-Fläming (BaumSchVO TF) 
Im Plangebiet sind insgesamt 85 Bäume gem. der BaumSchVO TF geschützt. Durch das 
Straßenbauvorhaben werden davon 54 Bäume durch den Bau und die Anlage der 
Fahrbahnen, Bankette sowie der Böschungen und Mulden erheblich beeinträchtigt. 

Nach der BaumSchVO TF sind alle Bäume, außerhalb des Waldes und im Außenbereich, 
mit einem Stammumfang von mindestens 60 cm, gemessen in 1,30 Meter Höhe vom 
Erdboden, geschützt. 

Gemäß der BaumSchVO TF soll die Untere Naturschutzbehörde auf Antrag eine Ausnahme 
von den Verboten des § 5 zulassen, wenn der Baum zu unzumutbaren Nachteilen oder 
Beeinträchtigungen führt, die Beseitigung des Baumes aus überwiegendem öffentlichem 
Interesse erforderlich ist oder vom Baum Gefahren für Personen oder für Sachen von 
bedeutendem Wert ausgeht und die Gefahren nicht auf andere Weise mit zumutbarem 
Aufwand beseitigt werden können. 

 

3.10.1 Antrag auf Ausnahmegenehmigung gem. BaumSchVO TF 
Gem. § 7 Abs. 3 BaumSchVO TF ist die Ausnahmegenehmigung schriftlich mit Begründung 
bei der Unteren Naturschutzbehörde zu beantragen.  

Im Rahmen dieses Bebauungsplanes soll zugleich der Antrag auf Ausnahme gestellt 
werden.  

Die Erforderlichkeit und Zielstellung des Bebauungsplanes (vgl. Kapitel 1) begründen das 
o.g. öffentliche Interesse. Darüber hinaus sind im Rahmen der Bebauungsplanunterlagen 
sämtliche notwendige Unterlagen, wie zum Beispiel der Bestands- und Konfliktplan sowie 
Maßnahmenplan des beigefügten landschaftspflegerischen Begleitplans, vorhanden. Eine 
tabellarische Auflistung der betroffenen Bäume kann z. B. aus dem Umweltbericht 
entnommen werden.  

 

Weitere Ergänzungen erfolgen nach der Beteiligung der Behörden. 

 

3.11 Verkehrsuntersuchung 
In der von HOFFMANN-LEICHTER erstellten Verkehrsuntersuchung zu einer geplanten 
Erschließungsstraße für das Gewerbegebiet Zossen Nord Dabendorf in der Stadt Zossen 
(Stand 22.08.2022) wurde auf Grundlage von Verkehrszählungen ein makroskopisches 
Analyse-Netzmodell mit einem ortsteilweiten Netzumgriff erzeugt. Aufbauend auf diesem 
Analyse-Netzmodell wurde ein Prognose-Netzmodell mit dem Prognose-Horizont 2030 
erarbeitet. Zu beachten ist, dass die dargestellte Prognose lediglich eine Übersicht über 
mögliche Entwicklungen liefert.  



Stadt Zossen – Gemeindeteil Dabendorf 
(Straßen-)Bebauungsplan „Gewerbegebiet Zossen Nord – Verkehrsfläche- Entwurf 

 

IDAS Planungsgesellschaft mbH 
 

27 

Bei der Entwicklung des Gewerbegebiets „Zossen Nord“ kommt es nach einer 
Verkehrsaufkommensermittlung zu 5.870 neu erzeugten Kfz-Fahrten. Zur Anbindung ist eine 
Erschließungsstraße vorgesehen, die den Gemeindeteil Dabendorf in einem nördlichen 
Bogen zwischen der B 96 und der Dabendorfer Straße umfährt und anhand von 
Kreisverkehrsplätzen die bestehenden Straßen sowie das Gewerbegebiet erschließt. Die 
Auswirkungen dieser beabsichtigten Planungen auf das Verkehrsaufkommen werden mithilfe 
eines Prognose-Modells ermittelt, das auf Grundlage des Prognose-Nullfalls entwickelt 
wurde. Entsprechend den Berechnungen des Prognosemodells wird ein Großteil des 
zukünftigen Verkehrsaufkommens aus dem Gewerbegebiet über die geplante 
Erschließungsstraße geleitet. Innerörtlich ist eine signifikante Abnahme auf der 
Goethestraße und der Märkischen Straße zu verzeichnen, die einerseits durch den 
verlagerten Durchgangsverkehr auf der Relation B 96 (Groß Machnow) und Dabendorfer 
Straße sowie durch die veränderte Verteilung des Erschließungsverkehrs zum 
Gewerbegebiet „Zossen Nord“ verursacht wird. 

Die Verkehrsuntersuchung ist als Anlage dieser Begründung beigefügt. 

Im Jahr 2025 erfolgte durch HOFFMANN-LEICHTER eine Ermittlung des 
Schwerverkehrsanteils für die Ortsumfahrung Dabendorf (Kurzdokumentation, Stand 
11.08.2025). Dabei wurden sowohl das Schwerverkehrsaufkommen des neuen 
Gewerbegebiets (FNP) als auch das Schwerverkehrsaufkommen im Allgemeinverkehr 
entlang der geplanten Ortsumgehung abgeschätzt. 

Im Ergebnis wurde festgestellt, dass das zusätzliche Verkehrsaufkommen des möglichen 
Gewerbegebiets 1.156 Fahrten des Schwerverkehrs verzeichnet wird und der 
Schwerverkehrsanteil im Allgemeinverkehr auf der Ortsumfahrung im östlichen Abschnitt bei 
1.154 und im westlichen Abschnitt der Ortsumfahrung bei 436 Schwerverkehrs-Fahrten am 
Tag eingeschätzt wird.  

Im Zuge dessen wurde auf der Grundlage der konkreten Straßenplanung auch ein 
Qualitätsnachweis des Verkehrsablaufs für die zukünftigen Knotenpunkte der 
Erschließungsstraße vorgenommen. Dabei wurden fünf Knotenpunkte (KP) betrachtet. 

• KP 1: Anschluss an den Glienicker Weg (Kreisverkehr) 

• KP 2: Anschluss an die Märkische Straße (Kreisverkehr) 

• KP 3: westlicher Anschluss Gewerbegebiet (Knotenpunkt ohne LSA) 

• KP 4: nördlicher Anschluss Gewerbegebiet (Knotenpunkt ohne LSA) 

• KP 5: Anschluss an die Bundesstraße 96 (Kreisverkehr) 

 

Die Qualitätsstufen des Verkehrsablaufs (QSV), hier A bis D, sind nach dem Handbuch für 
die Bemessung von Straßenverkehrsanlagen (HBS 2015) für Knotenpunkte ohne 
Lichtsignale „Bedeutung der einzelnen Qualitätsstufen“ bestimmt. Näheres kann aus der 
Kurzdokumentation entnommen werden. 

Für die zukünftigen Knotenpunkte der Erschließungsstraße Dabendorf und unter 
Berücksichtigung der prognostizierten Verkehre zeigt die Leistungsfähigkeitsuntersuchung, 
dass zum Zeitpunkt der Spitzenstunde die mittlere Wartezeit für den Verkehr an allen 
Knotenpunkten bei 10 bis 20 Sekunden liegt. Da bereits im Verkehrsmodell die höchsten 
werktäglichen Verkehrsaufkommen für den Streckenabschnitt zwischen dem Knotenpunkt 
KP4 (Zufahrt zum Gewerbegebiet West) und dem Knotenpunkt KP5 (Kreisverkehr zur 
Bundestraße 96) prognostiziert sind, werden für die geradeausfahrenden Verkehre an diesen 
Knotenpunkten die im Vergleich mittleren Wartezeiten von bis zu 20 Sekunden für den 
Zeitpunkt der Spitzenstunde errechnet. 

Zusammenfassend folgt, dass ein leistungsfähiger Verkehrsablauf der Qualitätsstufe „A“ 
(entsprechend sehr kurze mittlere Wartezeiten) für die Knotenpunkte KP 1, KP 2 sowie KP 3 
nach HBS berechnet wird und sich für die Knotenpunkte KP 4 und KP 5 eine Qualitätsstufe 
„B“ (entsprechend kurze mittlere Wartezeiten) nach HBS einstellen wird. 
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3.12 Immissionsschutz 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine schalltechnische Untersuchung 
(Stand 13.05.2026) durchgeführt, um die Auswirkungen der angrenzenden Wohnnutzungen 
zu bewerten. 

Dabei wurde die akustische Untersuchung in vier Abschnitte unterteilt.  

Dabei wurden die Abschnitte 1 bis 3 (West, Mitte, Ost) auf den Anspruch auf Lärmschutz 
nach dem Kriterium Neubau nach § 1 (1) der 16. BImSchV untersucht. Der Abschnitt 4, der 
geplante Kreisverkehr an der B96, wurde nach dem Kriterium „Wesentliche Änderung“ nach 
§ 1 (2) der 16. BImSchG geprüft.  

Zur besseren Verdeutlichung wird die Abbildung der Schutzabschnitte, Verkehrsabschnitte 
aus dem Gutachten nachfolgend dargestellt: 

 

 

Abb. 8.: Schutzabschnitte, Verkehrsabschnitte der schalltechnischen Untersuchung 

 

Die Ausführung der schallimmissionsschutztechnischen Untersuchung lehnt sich an die 
„Hinweise zur Aufstellung und Prüfung von immissionsschutztechnischen Untersuchungen 
(HiU) im Rahmen der der Entwurfsplanung im Straßenbau“ an. 

Mit der vorliegenden schalltechnischen Untersuchung werden die erforderlichen Nachweise 
erbracht und wenn erforderlich die notwendigen Schallschutzmaßnahmen ausgewiesen. 

Für die Berechnung der schalltechnischen Untersuchungen wurden die vorhandenen 
verkehrstechnischen Gutachten (Verkehrsuntersuchung vom 22.08.2022, 
Kurzdokumentation/Ermittlung des Schwerverkehrsanteiles für die Ortsumfahrung Dabendorf 
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vom 11.08.2025 und Verkehrsdatenabgleich als Grundlage für Schallschutzgutachten, Email 
vom 10.04.2026 – jeweils von Ingenieurgesellschaft Hoffmann-Leichter –). 

Im Ergebnis des Gutachtens wurde folgendes festgestellt: 

 

Abschnitt 1 bis 3 

In den Abschnitten 2 und 3 wird durch die Baumaßnahme keine Schutzansprüche nach der 
16. BImSchV im schutzbedürftigen Nachbarschaftsbereich ausgelöst. Insofern sind keine 
Schallschutzmaßnahmen im Rahmen der Lärmvorsorge zu planen.  

An den gewählten Immissionsorten am Ende der Baustrecke in den Bereichen Dahlewitzer 
Straße, Berliner Chaussee und Dabendorfer Weg erzeugt der Straßenneubau 
Verkehrslärmimmissionen, die mit etwa 10 dB deutlich unter den geltenden Grenzwerten 
liegen. 

Die Erholungsbauten im Bereich Krähenfichten liegen in einem Abstand von ca. 300m zum 
geplanten Trassenbau. Dort liegen die zu erwartenden Verkehrslärmimmissionen etwa 15 dB 
unterhalb des Grenzwertes 59 dB tags und mehr als 12 dB unterhalb des Grenzwertes von 
49 dB nachts. Eine Beeinträchtigung durch Verkehrslärm ist vollständig auszuschließen. 

 

Das Gewerbegebiet „Zossen Nord“ wird durch die Grenzwertisophonen für Verkehrslärm in 
Höhe von Tag/Nacht (69/59 dB) nicht erreicht. 

 

Im südlichen Abschnitt 1 tangiert die Trasse Wohngebäude in einem minimalen 
Entfernungsbereich von ca. 60 m. Die schalltechnische Untersuchung zeigt, dass selbst in 
diesem Einwirkungsbereich (Schmachtenberger – Westfahlenstraße) die Grenzwerte für 
Allgemeine Wohngebiete in Höhe von 59/49 dB tags/nachts) noch deutlich mit etwa 6 dB/4 
dB unterschritten sind. Der Straßenneubau löst in diesem Einwirkungsbereich kein Anspruch 
auf Schallschutz aus.  

In südlichen Bereich am Glienicker Weg wird für die Hausnummer 67 ein 
Schallschutzanspruch ausgelöst. Dort wird eine geringfügige Überschreitung von 2 dB im 
Nachtzeitraum festgestellt. Die Grenzwerte am Tag bleiben unterhalb der Werte von 59 dB. 

Die Überschreitung von 2 dB bezieht sich auf den nördlichen Fassadenbereich der 
Hausnummer 67 am Glienicker Weg. 

 

Abschnitt 4 

Für den Abschnitt 4 konnte festgestellt werden, dass die geplante Baumaßnahme der Trasse 
nur in einem Einzelfall Schallschutzansprüche nach der 16. BImSchV im schutzbedürftigen 
Nachbarschaftsbereich auslöst. Der Schutzfall bezieht sich auf das Wohngebäude 
Dabendorfer Weg 1. Der Schutzfall wird ausgelöst auf Grund des Lärmsteigerungskriteriums 
(Differenz zwischen Prognose-Planfall und Prognose-Nullfall) größer als 3 dB und 
gleichzeitiger Überschreitung des gültigen Grenzwertes für Mischgebiete in Höhe von 64 dB / 
54 dB.  

Die Überschreitung bezieht sich auf die Fassadenseiten Ost und Süd und beträgt bis 
marginal 1 dB am Tage und bis zu 5 dB in der Nacht. Allerdings sei an dieser Stelle darauf 
hingewiesen, dass das Wohngebäude Dabendorfer Weg 1 nach einer Vorortbegehung eine 
Nutzung nicht gegeben ist (Ruine).  

Vor allen bei weiteren Gebäuden entsteht kein Anspruch auf Schallschutz den Grunde nach 
entsprechend des Kriteriums der wesentlichen Änderung.  

 

Unter Berücksichtigung der oben dargestellten Ergebnisse hat sich die schalltechnische 
Untersuchung mit den gewählten Lärmschutzmaßnahmen auseinandergesetzt. Danach und 
unter Beachtung des Abwägungsgebotes empfiehlt die schalltechnische Untersuchung 
passive Schallschutzmaßnahmen an Gebäuden.  
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Aus gutachtlicher Sicht ist auch ohne eine Kosten-Nutzen-Abwägung erkennbar, dass die 
Kosten für aktive Schallschutzmaßnahmen im Sinne von § 41 (2) BImSchG außer Verhältnis 
zum angestrebten Schutzzweck stehen. Dies wird aus städtischer Sicht der Stadt Zossen 
ebenfalls beurteilt. Darüber hinaus wird der Sachverhalt gleichermaßen bewertet wie es das 
Gutachten beschreibt. Danach ist aus der gegebenen planerischen Situation abzuleiten, 
dass aktive Schallschutzmaßnahmen aus städtebaulicher Begründung, des äußerst geringen 
Schallschutzanspruches und der sehr geringen Anzahl von Schutzfällen erkennbar 
unverhältnismäßig sind. Insofern sind passive Schallschutzmaßnahmen alternativlos.  

Beispielhaft erzeugt im Schutzfall Glienicker Straße 67 der Zulauf Märkische Straße des 
Kreisverkehrs die maßgeblich höchsten Verkehrslärmimmissionen. Insofern muss eine 
beispielhafte Lärmschutzwand in Gebäudehöhe an der Glienicker Straße angeordnet 
werden. Aufgrund der notwendigen Grundstückserschließung kann die Lärmschutzwand 
nicht geschlossen geführt werden, sie verliert ihre Schutzwirkung. 

Des Weiteren liegt der Schutzfall Dabendorfer Weg 1 im städtebaulichen Außenbereich gem. 
§ 35 BauGB. Regelmäßig nicht aktiv geschützt werden einzelne schutzwürdige Gebäude im 
Außenbereich, da hier eine Verhältnismäßigkeit aktiver Maßnahmen im Regelfall nicht 
gegeben ist. Hier werden passive Lärmschutzmaßnahmen am Gebäude bevorzugt.  

 

Das Gutachten hat auf der Grundlage der Statistik des Lärmschutzes an Bundesstraßen in 
der jeweils aktuellen Fassung eine Kostenschätzung vorgenommen.  

Dabei wurde folgender Ansatz gewählt: 

• Lärmschutzfenster 932 € pro m2 brutto 

• Lüfter 535 € pro m2 brutto 

• Rolladenkasten 315 € pro m2 brutto 

 

Die Ansätze mit Ausnahme der Entschädigung für den Außenwohnbereich wurden der 
aktuellen „Statistik des Lärmschutzes an Bundesfernstraßen“ entnommen (Durchschnitt 
Kosten aus dem Jahr 2022). 

Zur Bemessung des Umfangs der Kosten für passive Lärmschutzmaßnahmen wurde die 
tatsächliche Anzahl von Fenstern pro Fassade (Fassadenteil) und Stockwerk zugrunde 
gelegt. Hierbei wurden 50 % der Fenster als Schlafraumfenster bewertet, d.h. für diese 
Fenster und die dahinter liegenden Räume sind bei deinem Schutzanspruch im 
Nachtzeitraum ebenfalls schallgedämmte Lüfter vorzusehen. Je Fenster ist eine Fläche von 
1,5 m2 zu Grunde gelegt.  

Nach dem Gutachten würden sich die Kosten in Summe um ca. 16.900 € beziffern. Wobei an 
dieser Stelle anzumerken ist, dass der Schutzanspruch für die vorhandene Ruine 
Dabendorfer Weg 1 eine Kostenschätzung von 12.953 € ermittelt wurde. Aufgrund der Nicht-
Nutzung dieses Gebäudes wäre aktuell keine Schutz notwendig.  

 

Unabhängig davon, sind die Kosten für den Lärmschutz im Verhältnis zu den Planungs-, 
Umsetzungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmenkosten marginal. Selbst bei einer 
Verdopplung der Kosten zu den o.g. Lärmschutzmaßnahmen wären diese Kosten zu den 
Gesamtkosten weit unter 1%. Bei Beanspruchung der notwendigen Lärmschutzmaßnahmen 
werden daher die Kosten des rechtlichen Schutzanspruches für die Gebäude Dabendorfer 
Weg 1 und Glienicker Straße 67 durch den Plangeber übernommen. 

 

Auf der Planzeichnung des Bebauungsplanes erfolgt ein textlicher Hinweis zum rechtlichen 
Schutzanspruch für die ermittelten Gebäude Dabendorfer Weg 1 und Glienicker Straße 67. 

 

Die Schalltechnische Untersuchung Straßenverkehr zum Bebauungsplan „Nordumfahrung 
Dabendorf“ ist dieser Begründung als Anlage beigefügt.  



Stadt Zossen – Gemeindeteil Dabendorf 
(Straßen-)Bebauungsplan „Gewerbegebiet Zossen Nord – Verkehrsfläche- Entwurf 

 

IDAS Planungsgesellschaft mbH 
 

31 

3.13 Altlasten 
Nach derzeitigem Kenntnisstand grenzt am Plangebiet eine Altlastfläche geringfügig an, die 
innerhalb des bestehenden Gewerbegebietes das Grundwasser verunreinigen. Diese Altlast 
befindet sich im Norden des Plangebietes zwischen der bestehenden Schießanlage und dem 
Gewerbegebiet.  

Entsprechend der Altlastenkarte aus dem Geoportal des Landkreises Teltow-Fläming sind an 
diesem Standort diverse Schwermetalle nachgewiesen. 

Dennoch ist davon auszugehen, dass keine Beeinträchtigung durch die bestehenden 
Altlasten auf den Bebauungsplan in Verbindung mit der Straßenplanung) zu erwarten sind. 
Die Altlast befindet sich zwar innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes wird 
aber nicht durch die konkrete Straßenplanung berührt. 

Nachfolgend ist ein entsprechender Ausschnitt der bestehenden Altlastfläche (rot 
hervorgehoben, ca. 62 m2) innerhalb des Bebauungsplangebietes dargestellt: 

 

Abb. 9.: Bestehende Altlastfläche (tangiert) 

 

3.14 Flächen für Wald 
Aus forstrechtlicher Sicht befindet sich das Plangebiet teilweise auf Wald im Sinne des § 2 
LWaldG.  

Nach Rücksprache mit der unteren Forstbehörde wird durch den Bebauungsplan eine 
Waldfläche in der Forstabteilung 4556 e1 im Waldgebiet 205 berührt. Diese Waldfläche ist 
ca. 8.800 m2 groß und befindet sich in der Gemarkung Dabendorf, Flur 7, Flurstücke 26 bis 
34. Aktuell sind für diese Fläche die Waldfunktionen Walderhalt (Faktor 1) und lokaler 
Klimaschutzwald (Faktor 1,0) ausgewiesen. Durch den Bebauungsplan werden jedoch von 
den 8.800 m2 „nur“ 272 m2 Wald beansprucht. Nachfolgend ist die betroffene 
Gesamtwaldfläche, welche durch die Forstbehörde als Wald im Sinne des § 2 LWaldG 
klassifiziert wurde, dargestellt (blau schraffiert): 
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Abb. 10.: Betroffenes Waldflächengebiet, davon betroffen marginale nördlicher Bereich 
(272m2) 

 

Tab 4. Betroffene Waldfläche  

Biotopcode Bezeichnung Naturschutzfachliche 
Einordnung und 
Schutzstatus 

Flächengröße 
in m2 

(gerundet) 

082833 Eschen-Vorwald feuchter 
Standorte 

hochwertig 272 

 

Bereits im Jahr 2018 hatte die untere Forstbehörde mitgeteilt, dass der Waldanteil der 
Gemarkung Dabendorf mit unter 20% forstpolitisch als problematisch anzusehen ist. 

Gemäß § 8 (2) Satz 2 LWaldG soll die Genehmigung zur Umwandlung von Wald in eine 
andere Nutzungsart versagt werden, wenn der Wald örtlich einen geringen Flächenanteil hat. 

Die Lage, Struktur, wirtschaftliche Nutzbarkeit, und die Bedeutung für die Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushaltes oder für die Erholung der Bevölkerung, lassen nur eingeschränkt 
Versagungsgründe erkennen. Allerdings besteht durch die Umsetzung der Nordumfahrung 
ein erhöhtes öffentliches Interesse den Durchgangsverkehr im Gemeindeteil Dabendorf zu 
reduzieren. Durch die Verlagerung des Verkehrs, können die Belastungen für den Menschen 
in der Ortslage durch den Rückgang des Verkehrsaufkommens wesentlich verringert 
werden. Die Lärm- und Schadstoffemissionen werden im Umfeld des Wohnens reduziert und 
die Lebensqualität verbessert.  

Bereits im Rahmen der UVS (vgl. Kapitel 3.6) erfolgten verschiedene Alternativprüfungen zur 
Trassenumsetzung. Dabei wurden auch die forstrechtlichen Belange berücksichtigt. Gerade 
die gewählte Vorzugsvariante stellt im Vergleich zu den anderen überprüften Varianten den 
geringsten Flächenanspruch von Wald dar. Daher ist mit der gewählten Variante der Eschen-
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Vorwald, feuchter Standort, durch den gewählten Puffer des Bebauungsplanes geringfügig 
betroffen. Aufgrund von Erfahrungswerten wurde im Rahmen des Bebauungsplanes die 
festgesetzte Straßenverkehrsfläche mit einem Puffer von 6m beidseitig zur konkreten 
Straßenplanung gewählt. Damit wird sichergestellt, dass im Rahmen der konkreten 
Ausführungsplanung des Straßenbaus auf unvorhersehbare Probleme reagiert werden kann. 
Der Bebauungsplan ist in diesem Zusammenhang ein Angebotsplan.  

Der Waldanteil in der Gemarkung Dabendorf verliert durch den Bebauungsplan nur 
geringfügig an Fläche. Von der oben genannten Gesamtwaldfläche von 8.800 m2 werden 
3 % Waldfläche verloren gehen. Für die Gemarkung Dabendorf gehen nicht mal 0,02 % 
Wald verloren.  

Die betroffenen Waldflächen werden durch folgende Ausgleichsmaßnahmen kompensiert: 

Innerhalb des Geltungsbereiches wird eine Fläche von ca. 764 m2 als Fläche für Wald 
festgesetzt. Die Waldfläche befindet sich direkt angrenzend am bestehendem Wald und soll 
den geringfügigen Anteil der überplanten Waldfläche von 272 m2 durch die 
Straßenverkehrsfläche ausgleichen (1:2). Daraus ableitend wird durch die Umsetzung der 
Ausgleichsmaßnahme (Festsetzung Fläche für Wald im Bebauungsplan) der Waldanteil in 
Dabendorf erhöht. 

 

3.15 Benachbarte Bebauungspläne  
In unmittelbare Nähe des Plangebietes sind keine benachbarten Bebauungspläne 
vorhanden. Kumulierende Auswirkungen bestehen ebenfalls nicht, da in der Nähe dieses 
Bebauungsplanes aktuelle keine Bebauungspläne aufgestellt werden, welche im räumlichen 
Zusammenhang stehen könnten. 
 

3.16 Artenschutz 
Für den Artenschutz wurde bereits im Rahmen der UVS auf einer Gesamtfläche von ca. 320 
ha faunistische Kartierungen vorgenommen. Bei den faunistischen Kartierungen wurde 
insbesondere auf streng und besonders geschützte Arten geachtet. 

 

3.16.1 Amphibien  
Zur Erfassung des Amphibienbestandes wurde eine faunistische Untersuchung anhand von 
mehreren Begehungen von April bis September 2019 durchgeführt. Die Erfassung an den 
Gewässern erfolgte über Sicht, Verhören (inklusive Klangattrappe) und Keschern, soweit die 
Gewässer zugänglich waren und einen ausreichenden Wasserstand aufwiesen. 

Ein Nachweis von Amphibien erfolgte lediglich im Westen des Untersuchungsgebietes für die 
Art des Teichfrosches (Pelophylax esculentus), im Graben, nördlich der Glienicker Straße/ 
Dabendorfer Straße und im Gewerbegebiet an der Märkischen Straße. Wanderbewegungen 
sind zwischen den Nachweisorten zu erwarten. Der Schwerpunkt dieser Wanderungen ist 
entlang des Grabens im Westen und in Richtung Westen (außerhalb des 
Untersuchungsgebietes) anzunehmen, da in diesen Bereichen gute bis sehr gute 
Landlebensräume vorhanden sind. Wanderungen durch das Untersuchungsgebiet sind von 
der Knoblauchkröte zu erwarten und können, sowie von Einzeltieren der anderen 
aufgeführten Arten, nicht ausgeschlossen werden. 

Aufgrund der späten Kartierung konnten keine Frühlaicher kartiert werden. Die Arten 
Erdkröte (Bufo bufo), Moorfrosch (Rana arvalis) und Teichmolch (Lissotriton vulgaris) sowie 
Knoblauchkröte (Pelobates fuscus) werden als vorkommend betrachtet. Das Vorkommen 
dieser Arten wird auch durchältere Kartierungsdaten (Untersuchungen vor Ort) gestützt.  

Im Ergebnis der Kartierung im Jahr 2022 ist zu konstatieren, dass sich die 
Habitatbedingungen für Amphibien in den letzten Jahren auch über das 
Untersuchungsgebiet hinaus in den von Trockenheit betroffenen Regionen insbesondere in 
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Brandenburg verschlechtert haben. Ein vollständiger Verlust der Amphibienpopulationen im 
Untersuchungsgebiet ist derzeit jedoch nicht anzunehmen. 

Eine detaillierte Auflistung und Beschreibung der vorgefundenen Amphibien können aus den 
Floristisch-Faunistischen Gutachten (2019, 2022) entnommen werden. 

Eine erneute Erfassung des Amphibienbestandes erfolgte 2025 im Rahmen von insgesamt 
zehn Begehungen zwischen März und Oktober. Die Untersuchungen an den Gewässern 
wurden mittels Sichtbeobachtung, akustischer Erfassung und Keschern durchgeführt; 
ergänzend wurden Hinweise aus dem Austausch mit Anwohnern berücksichtigt. Dabei 
konnte ein umfangreiches Vorkommen des Teichfroschs mit einer geschätzten 
Populationsgröße von 100 bis 300 Individuen im gesamten Untersuchungsraum bestätigt 
werden. Ein Reproduktionsnachweis in Form von Amphibienlaich wurde jedoch nicht 
erbracht. 

Arten mit besonders hohem Schutzstatus, beispielsweise der Moorfrosch, konnten nicht 
nachgewiesen werden. Aufgrund des insgesamt hohen Habitatpotenzials erscheint eine 
Ausbreitung wertgebender Amphibienarten in niederschlagsreichen Jahren dennoch 
plausibel. 

 

Amphibien 

Art BArtSchV RL BB RL D 

Erdkröte (Bufo bufo) x * ** 

Knoblauchkröte (Pelobates fuscus)  x * 3 

Moorfrosch (Rana arvalis) 

Teichmolch (Lissotriton vulgaris) 

Teichfrosch (Pelophylax esculentus) 

x 

x 

x  

* 

** 

** 

3 

** 

** 

BArtSchV = Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV 2005), 

RL BB = Rote Liste des Landes Brandenburg (SCHNEEWEIß  et al. 
2004) 

RL D = Rote Liste der Bundesrepublik Deutschland (KÜHNEL et al. 
2009) 

 

Gefährdungskategorien der Roten Listen: 

0 = Ausgestorben oder verschollen 

1 = Vom Aussterben bedroht 

2 = Stark gefährdet 

3 = Gefährdet 

V = Vorwarnliste 

R = Extrem seltene Art 

* = derzeit nicht als gefährdet 
anzusehen 

 

** = ungefährdet 

Schutzstatus: 

x = besonders geschützt nach Bundesartenschutzverordnung 

+ = streng geschützt nach Bundesartenschutzverordnung 

 

In den außerordentlich trockenen Jahren wurde lediglich eine geringe Anzahl an Amphibien 
nachgewiesen, während infolge des sehr feuchten Jahres 2024 eine umfangreiche 
Amphibienpopulation festgestellt werden konnte. 

 

Es ist davon auszugehen, dass insbesondere die Gewässer und ihre Randbereiche, sowie 
die Feuchtgebiete bedeutende Lebensräume für Amphibien darstellen. Die Ausweisung der 
Potenziallebensräumen im Untersuchungsgebiet legt trassennahe Lebensräume und 
Aktionsradien nahe, sodass grundsätzlich von eine Wanderbewegung, insbesondere im 
Gebiet der Frischwiesen und Siedlungsräume, auszugehen ist. Der Großteil der 
Wanderbewegungen findet nach Osten in Richtung der Feuchtgebiete und Waldränder statt. 
Für das Untersuchungsgebiet wird eine hohe Bedeutung als Amphibienlebensraum 
angenommen. 
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3.16.2 Reptilien 
Für die Untersuchungen der Reptilien mit Schwerpunkt Zauneidechse (Lacerta agilis) 
wurden vier Begehungen von April bis September 2018 bei geeigneten 
Witterungsbedingungen durchgeführt. Neben der Zauneidechse wurde auch insbesondere 
auf die Schlingnatter (Coronella austriaca) geachtet. Generell wurden aber alle 
Reptilienarten aufgenommen, welche während der Untersuchung festgestellt wurden. 

Insgesamt wurden 4 Weibchen und ein Männchen der Zauneidechse (Lacerta agilis) im 
Untersuchungsgebiet nachgewiesen. Die Nachweise erfolgten südlich des Gewerbegebietes 
in einer Brachfläche und am Rand eines Feldweges, welcher im Süden entlang eines 
Waldareals verläuft. Zudem gab es einen Fund im Osten des Untersuchungsgebiets in einer 
Offenfläche, welche an die Bahntrasse Dabendorf - Rangsdorf angrenzt. Weitere 
Reptilienarten konnten nicht nachgewiesen werden. Während der einmalig durchgeführten 
Begehung im Jahr 2022 konnten keine Individuen festgestellt werden, was jedoch keinen 
Negativnachweis der Population darstellt. Insbesondere wurden deshalb die 
Habitatstrukturen zur Beurteilung herangezogen. In Bezug auf die Reptilien ist zu 
konstatieren, dass es zu keiner erheblichen Verschlechterung der Habitatqualität gekommen 
ist und mit weiterem Vorkommen der Zauneidechse in den geeigneten Bereichen zu rechnen 
ist. 

Eine detaillierte Auflistung und Beschreibung der vorgefundenen Reptilien können aus den 
Floristisch-Faunistischen Gutachten (2019, 2022) entnommen werden. 

 

3.16.2.1 Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG von den Verboten des § 44 
Abs. 1  

Mit dem Bebauungsplan soll der Antrag auf Ausnahmegenehmigung bzw. Befreiung gestellt 
werden. Dazu sind die wesentlichen Unterlagen (Umweltbericht sowie 
Landschaftspflegerischer Begleitplan mit den Bestands-, Konflikt- und Maßnahmenplänen 
sowie den Maßnahmenblätter) dem Bebauungsplan beigefügt. 

 

Zauneidechsen 

Eine baubedingte Tötung oder Verletzung von Individuen durch das Planvorhaben kann 
ausgeschlossen werden, wenn die Bauplaunung folgende Maßnahmen vorsieht: 

• Durch die zeitliche Begrenzung der Baufeldfreimachung außerhalb der 
Vegetationszeit, 

• die Absperrung des Baufeldes mit einem Reptilienschutzzaun,  

• die Durchführung der Erdarbeiten erst nach Abfangen und die Umsiedlung der Tiere 
aus dem Baufeld 

• Anlegen neuer Ersatzlebensräume. 

 

Maßnahmen zur Aufwertung von Ersatzhabitaten als Lebensraum für Zauneidechsen 
(Maßnahme 3.2 ECEF) 

Auf der Freifläche westlich der Trasse und südlich des Gewerbegebiets, auf der die 
vorgezogenen Maßnahmen 1.2 ECEF und 2.2 ECEF, sowie Maßnahme 5.2 ECEF und 5.3 ECEF 
stattfinden, sind Habitatstrukturen zur Schaffung von Lebensraum der Zauneidechse 
anzulegen (500 m2).  

Günstige Lebensraumstrukturen stellen unterschiedliche Kleinstrukturen aus offenen und 
locker bzw. halblichten Gras- und Ruderalfluren bewachsener Aufschüttungen, offene 
Sandflächen und Reisighaufen dar. Zur Eiablage werden vor allem sandige Bereiche mit 
grabbaren Böden benötigt. 
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Um die ökologischen Funktionen der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten der 
Zauneidechsen im räumlichen Zusammenhang zu erhalten, ist diese funktionserhaltende 
Maßnahme im Sommer vor Baubeginn zur Verfügung zu stellen. 

 

Die Ersatzlebensräume sollen folgende Strukturen aufweisen: 

• Gut besonnte, offene (oder spärlich bewachsene) Sandstellen mit lockerem 
Boden mit angrenzender Deckung aus Stubben, liegendes Totholz, Steinhaufen 

• Rückzugsquartiere in Form von dicht bewachsenen, unterschiedlich hohen und 
verbuschten Bereichen aus Dornenhecken, Gebüschen und Altgrasbeständen 

• Jagdhabitate aus trocken-warmen Ruderalfluren 

• Eiablageplätze und Winterquartiere aus vegetationsarmen, gut grabbaren, 
lockerbödigen Erdablagerungen 

 

Dazu ist 1 Wall aus Totholz auf der Fläche 5-100 anzuordnen   

Wall aus Totholz (1 m hoch, 10 m bis 30 m lang, bis 2 m breit aus Baumstämmen (1,5 m – 2 
m lang, Ø 8 cm – 12 cm) oder Baumstubben und Reisig)). Die Hälfte des Walles im Erdreich 
einzusenken und mit dem Bodenaushub auf der Südseite anzudecken. 

 

Diese Maßnahmen führen nicht zu einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes der 
lokalen Population. 

Durch das konkrete Straßenvorhaben können, unter Beachtung der Einhaltung der 
(vorgezogenen) Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen und der Schaffung von 
Ersatzhabitaten, anlagenbedingte Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden. Auch 
betriebsbedingte Störungen führen zu keiner Kollisionsgefährdung der Tiere. 

Allerdings lösen die Eingriffe nachweisbare Veränderungen des Ist-Zustandes des 
Lebensraumes der Habitate von Zauneidechsen aus. 

Die Voraussetzungen zur langfristig gesicherten Erhaltung der Art bleiben zwar erfüllt. Auf 
Grund dessen, dass die ökologische Funktion der vom Eingriff betroffenen Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten der Zauneidechsen nicht erhalten werden kann, die Zauneidechsen 
abgefangen und in ein Ersatzhabitat umgesiedelt werden müssen, ist eine 
Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG von den Verboten des § 44 Abs. 1 
BNatSchG erforderlich. 

 

Weitere Ergänzungen erfolgen nach der förmlichen Beteiligung. 

 

3.16.3 Brutvögel 
Die semi-quantitative Erfassung der Brutvögel erfolgte auf einer Untersuchungsfläche von 
ca. 320 ha (vgl. Anlage Gutachten zur Brutvogelfauna 2018/2019 und 2022). 

Insgesamt wurden im Untersuchungsgebiet 85 Brutvogelarten angetroffen. Sie gelten 
landesweit als mittelhäufig, häufig bis sehr häufig. Das Gros der Brutvögel nistet auf 
Bäumen, in deren Höhlen und Nischen sowie im blickdichten Gebüsch; hinzu kommen 
Spezies, die bevorzugt am Boden bzw. bodennah brüten und des Weiteren Brutvogelarten, 
die ihr Nest bevorzugt am und/oder auf dem Gewässer bzw. auf, an und in Gebäuden 
errichten. Die vorgestellten Befunde heben das Untersuchungsgebiet Dabendorf in den Rang 
eines lokal bedeutsamen Vogellebensraumes. 

 

In der nachfolgenden Tabelle werden die kartierten Brutvogelarten aufgeführt und die 18 
wertgebenden Arten mit einem Kürzel hervorgehoben. 
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Als wertgebend eingestuft werden die Arten der Roten Listen Deutschlands und 
Brandenburgs (RYSLAVY et al., 2020; 2019), die streng geschützten Arten nach § 7 Abs. 2 
Nr. 14 BNatSchG, die Arten des Artikels I der Richtlinie 2009/147/EG über die Erhaltung der 
wildlebenden Vogelarten (Vogelschutzrichtlinie) sowie die Arten mit einem hohen Anteil 
Brandenburgs am Gesamtbestand in Deutschland:  

 

Bluthänfling  

Braunkehlchen 

Feldlerche  

Gelbspötter  

Grauammer  

Grünspecht  

Heidelerche 

Kiebitz 

Kranich 

Neuntöter  

Ortolan 

Schilfrohrsänger 

Schleiereule 

Schwarzspecht 

Sperbergrasmücke 

Turteltaube 

Weißstorch 

Wendehals 
 

 

Hervorzuheben sind außerdem die Nistplätze der Höhlenbrüter, die nach § 44 Abs. 1 
Nr. 3 BNatSchG ganzjährig geschützt sind. Im Plangebiet wurden 17 höhlenbrütende Arten 
kartiert, die sowohl 2019 als auch 2022 mit 27 Niststätten im Plangebiet vertreten waren. 

 

Tab 5. Brutvogelarten im Untersuchungsgebiet (IDAS,2024) 

Artname wissenschaftl. Name 
BP 
2019 

BP 
2022 

RL BB 
2019 

VSRL BArtSchV 
nationale 
Verantwortung 
(nV) 

Nistweise 

Aaskrähe Corvus corone 2 1         Ba 

Amsel Turdus merula x x         Gb 

Bachstelze Motacilla alba x x         G 

Baumpieper Anthus trivialis 2 x V     ! Bo 

Blässralle Fulica atra 1           Gw 

Blaumeise Parus caeruleus x x         Hö 

Bluthänfling Carduelis cannabina 6 4 3       Gb 

Braunkehlchen Saxicola rubetra 1 6 2     ! Bo 

Buchfink Fringilla coelebs x 1         Ba 

Buntspecht Dendrocopos major 9 x         Hö 

Dorngrasmücke Sylvia communis 10 7         Gb 

Eichelhäher Garrulus glandarius 3 x         Ba 

Elster Pica pica 3 x         Ba 

Feldlerche Alauda arvensis 11 28 3     ! Bo 

Feldschwirl Locustella naevia 1           Gw 

Feldsperling Passer montanus x x V       Hö 

Fitis Phylloscopus trochilos 6 x         Bo 

Gartenbaumläufer Certhia brachydactyla 6 9         Ni 

Gartengrasmücke Sylvia borin 4 7         Gb 

Gartenrotschwanz Phoenicurus phoenicur 1 7         Hö 

Gelbspötter Hippolais icterina 2 2 3     ! Gb 

Girlitz Serinus serinus 2 x V       Ba 
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Artname wissenschaftl. Name 
BP 
2019 

BP 
2022 

RL BB 
2019 

VSRL BArtSchV 
nationale 
Verantwortung 
(nV) 

Nistweise 

Goldammer Emberiza citrinella 14 12         Bo 

Grauammer Melithea calandra 1 5     §§ !! Bo 

Graugans Anser anser 1           Gw 

Grauschnäpper Muscicapa striata 2 2         Hö 

Grünfink Carduelis chloris x x         Ba 

Grünspecht Picus viridis 1 2     §§   Hö 

Haubenmeise Parus cristatus x x         Hö 

Hausrotschwanz Phoenicurus ochruros 9 8         G 

Haussperling Passer domesticus x x         G 

Heidelerche Lullula arborea 4 2 V I   !! Bo 

Jagdfasan Phasanius colchicus 2 3         Bo 

Kernbeißer 
Coccothraustes 
coccothraustes 

1       
    

Ba 

Kiebitz Vanellus vanellus 2   2   §§   Bo 

Klappergrasmücke Sylvia curruca 3 5         Gb 

Kleiber Sitta europaea 3 4         Hö 

Kleinspecht Dendrocopos minor 2 1         Hö 

Kohlmeise Parus major x x         Hö 

Kolkrabe Corvus corax 1 x       ! Ba 

Kranich Grus grus 1         !! Gw 

Kuckuck Cuculus canorus 2 3         P 

Mauersegler Apus apus ca. 8 x         G 

Mäusebussard Buteo buteo 1 1         Ba 

Mehlschwalbe Delichon urbica >10 x         G 

Misteldrossel Turdus viscivorus 1 1         Ba 

Mönchsgrasmücke Sylvia atricapilla 14 x         Gb 

Nachtigall Luscinia megarhynchos 23 11       ! Bo 

Neuntöter Lanius collurio 7 15 3 I     Gb 

Ortolan Emberiza hortulana 2   3 I §§ !! Bo 

Pirol Oriolus oriolus 9 4       ! Ba 

Rauchschwalbe Hirundo rustica >12 x V       G 

Ringeltaube Columba palumbus 2 2         Ba 

Rohrammer Emberiza schoeniclus 2         ! Gw 

Rotkehlchen Erithacus rubecula x x         Bo 

Schafstelze (Wiesen-) Motacilla flava 3 4         Bo 

Schilfrohrsänger 
Acrocephalus 
schoenebaeus 

1   3   
§§ ! 

Gw 

Schlagschwirl Locustella fluviatilis   1 V       Gw 

Schleiereule Tyto alba 1   1   §§   G 

Schwanzmeise Aegithalos caudatus 1 1         Ba 

Schwarzkehlchen Saxicola torquatus 1 4         Bo 

Schwarzspecht Dryocopus martius 1 1   I     Hö 

Singdrossel Turdus philomelos 3 x         Gb 

Sommergoldhähnchen Regulus ignicapilla 2           Ba 
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Artname wissenschaftl. Name 
BP 
2019 

BP 
2022 

RL BB 
2019 

VSRL BArtSchV 
nationale 
Verantwortung 
(nV) 

Nistweise 

Sperbergrasmücke Sylvia nisoria 2 2 2 I §§ !! Gb 

Star Sturnus vulgaris x x         Hö 

Stieglitz Carduelis carduelis 2 x         Ba 

Stockente Anas platyrrhychos 3 x         Gw 

Straßentaube 
Columba livia 
domesticus 

x x     
    

G 

Sumpfmeise Parus palustris 2 3         Hö 

Sumpfrohrsänger Acrocephalus palustris 1 13         Gw 

Tannenmeise Parus ater x x         Hö 

Teichrohrsänger Acrocephalus scirpaceus 6 6       ! Gw 

Trauerschnäpper Ficedula hypoleuca 3 5         Hö 

Türkentaube Streptopelia decaocto 2 2         Ba 

Turteltaube Streptopelia turtur 1   2   §§   Ba 

Wachtel Coturnix coturnix   1         Bo 

Waldbaumläufer Certhia familiaris 1           Ni 

Waldlaubsänger Phylloscopus sibilatrix 2 1         Bo 

Waldohreule Asio otus 1           Ba 

Weidenmeise Parus montanus 1 2         Hö 

Weißstorch Ciconia ciconia 1 1 3 I §§ !! G 

Wendehals Jynx torquilla 2   2   §§   Hö 

Zaunkönig Troglodytes troglodytes 8 x         Ni 

Zilpzalp Phylloscopus collybita 9 x         Bo 

 

BP  Anzahl Brutpaar(e) im Untersuchungsraum 

x  Brutvogel im Untersuchungsraum, nicht 
quantifiziert 

NW  Nistweise  

Ba, Ni, Gb auf höheren Bäumen, in Nischen, 
im Gebüsch brütend 

Bo am oder wenig über dem Boden brütend  

G auf, an und in Gebäuden brütend 

Gw am Gewässer / in Feuchtgebieten brütend  

Hö in Baumhöhlen brütend  

RL BB Rote Liste und Liste der Brutvögel des 
Landes Brandenburgs (ebd.) 

1 vom Aussterben bedroht  

2 stark gefährdet  

3 gefährdet  

V Vorwarnliste (nicht gefährdet im engeren 
Sinn)  

VSRL Europäische Vogelschutzrichtlinie (Richtlinie 
2009/147/EG)  

I im Anhang I aufgeführt  

BArtSchV Verordnung zum Schutz wild 
lebender Tier- und Pflanzenarten – 
Bundesartschutzverordnung  

§§ streng geschützt 

nV Bestandsanteil Brandenburgs am nationalen 
Bestand (RYSLAVY et al., 2019)  

!  17 – 30 % (mittlere Verantwortung)  

!! 31 – 50 % (hohe Verantwortung)  

 

3.16.4 Fledermäuse 
Dipl.-Biol. Tobias Teige von dem Büro für faunistisch-ökologische Fachgutachten hat im Jahr 
2018 eine faunistische Untersuchung zum Vorkommen von Fledermausarten durchgeführt. 
Die Erfassung der Fledermausfauna im Bereich des Bebauungsplanes Dabendorfer 
Gewerbegebiet erfolgte durch 4 Begehungen zwischen Mai und August 2018. Zusätzlich 
erfolgte im Dezember 2018 eine Kontrolle der Baumbestände auf potenzielle 
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Quartierstrukturen. Im Jahr 2022 wurde diese Erfassung überprüft und auf 3 Teilflächen (im 
Norden und im Westen) erweitert. 

Wichtige Lebensräume sind die baumbestandenen Gräben im Osten der Fläche und der 
Graben mit begleitendem Grünland im Westen, dazu kommen die Randstrukturen der 
Siedlungen, kleinere Brachflächen und die Waldrandbereiche. Die im Untersuchungsgebiet 
befindlichen Ackerflächen haben eine geringe Bedeutung als Jagdhabitat. 

Im Verlauf der Untersuchungen konnten die folgenden 8 Fledermausarten nachgewiesen 
werden, die das Untersuchungsgebiet als Nahrungs- bzw. Jagdgebiet nutzten oder es 
überflogen. 

• Abendsegler (Nyctalus noctula) 

• Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) 

• Rauhhautfledermaus (Pipistrellus nathusii) 

• Mückenfledermaus (Pipistrellus pygmaeus) 

• Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus) 

• Wasserfledermaus (Myotis daubentonii) 

• Fransenfledermaus (Myotis nattereri) und  

• Braunes bzw. Graues Langohr (Plecotus spec.) 

 

In Bezug auf die Prüfung des Untersuchungsgebietes kann festgestellt werden, dass sich die 
Bedingungen hinsichtlich Fledermausvorkommen, vorkommende Arten und Vorhandensein 
potenzieller Quartierstrukturen in den Baumbeständen (Wald und innerhalb der Baumreihen) 
nicht ausschlaggebend geändert haben. Eine detaillierte Auflistung und Beschreibung der 
vorgefundenen Fledermäuse können aus der faunistischen Standortuntersuchung zur 
Fledermausfauna entnommen werden. Die faunistische Standortuntersuchung zur 
Fledermausfauna ist der Begründung als Anlage beigefügt. 

 

3.16.5 Nachtfalter 
Natur+Text GmbH hat eine faunistische Sonderuntersuchung für Nachtschmetterlinge 
innerhalb des Untersuchungsraumes an insgesamt 5 Terminen im Zeitraum 25.6. bis 
21.10.2019 durchgeführt. Zur Erfassung der Imagines der im Untersuchungsgebiet 
vorkommenden Nachtschmetterlinge wurden im südwestlichen Teil des 
Untersuchungsgebietes die Methoden Lichtfang, Lichtfalle (Lebendfalle) und Köderfang 
angewendet. Im Sommer 2022 wurden die faunistischen Kartierungen aus 2019 durch eine 
erneute, stichprobenartige Erfassung auf Schlüssigkeit geprüft. Zu diesem Zweck wurden in 
dem 2019 untersuchten Lebensraumkomplex im Südwesten des Planungsgebietes zwei 
Fangnächte absolviert. 

Im Rahmen der Untersuchungen wurden 205 Nachtschmetterlingsarten nachgewiesen. 
Insgesamt 15 Arten sind in einer Gefährdungskategorie der aktuellen Roten Liste (ohne 
Vorwarnstufe) aufgeführt, 12 Arten fallen unter den besonderen Schutz der 
Bundesartenschutzverordnung, vier weitere Art gelten als streng geschützt. Bezugnehmend 
auf die aktuelle Bestandsaufnahme betrifft das die streng geschützten Arten Chilodes 
maritima, Eublemma minutata und Pseudeustrotia candidula. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass sich das Untersuchungsgebiet durch eine 
artenreiche Nachtschmetterlingsfauna auszeichnet. Im Artenreichtum spiegelt sich eine 
breite Palette unterschiedlicher Lebensraumtypen wider, welche im Untersuchungsgebiet auf 
engem Raum bzw. mosaikartig verzahnt vorkommen. Zahlreiche Arten verweisen durch 
ihren gesetzlichen Schutzstatus oder/und eine bestehende Gefährdungseinstufung auf eine 
besondere naturschutzfachliche Bedeutung der vorhandenen Lebensräume. Schwerpunkte 
bilden diesbezüglich die Röhricht- und Seggengesellschaften, strukturreiche 
Laubholzbestände sowie ein östlich an die Niederung des Faulen Sees anschließender 
Trockenrasen. Besonders anspruchsvolle sowie hochgradig gefährdete Schmetterlinge der 
Roten Liste Kategorien 0 bis 2 wurden, abgesehen von einem Einzelfund der bundesweit 
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stark gefährdeten Cyclophora pendularia, nicht nachgewiesen. Das Fehlen ebensolcher 
Arten spricht, ungeachtet der ermittelten Artenvielfalt, für eine eher durchschnittliche Qualität 
der untersuchten Lebensräume. 

Eine detaillierte Auflistung und Beschreibung der vorgefundenen Nachtfalter können aus der 
Begutachtung entnommen werden. Die Begutachtung der Nachtfalter ist der Begründung als 
Anlage beigefügt. 

Für die Nachtfalter ergeben sich durch die Wahl der Trassen (Vorzugsvariante) keine 
erheblichen Beeinträchtigungen, da eine Betroffenheit der wertgebenden kartierten 
Lebensräume nicht gegeben ist. Unabhängig davon sollte für die Nachtfalter bei 
vorgesehenen Beleuchtungsmaßnahmen die Farbtemperatur < 2.200 Kelvin betragen, um 
die Anlockung sehr gering zu halten. 

 

3.16.6 Eingriffsumfang und Kompensationsmaßnahmen 
Der Eingriff in das Schutzgut Arten ist nachfolgend zusammengefasst: 

 

Tab 6. Eingriffsumfang Schutzgut Tiere 

Konflikt-
Nr. 

Betroffene 
Tierartengruppe 

Konfliktbeschreibung Umfang 

– Schalenwild Zerschneidung des Lebensraums nicht quantifizierbar 

1 T Amphibien Zerschneidung des Wanderkorridors nicht quantifizierbar 

1 T Kleintiere Zerschneidung des Wanderkorridors nicht quantifizierbar 

2 T 
Vögel und  

Fledermaus 

Störung der Fortpflanzungszeiten der 
europäischen Brutvogelarten sowie der 
sensiblen Wochenstubenzeit der Fledermäuse 

nicht  

quantifizierbar 

2 T Vögel 
Dauerhafter Lebensstättenverlust für Baum-, 
und Höhlenbewohnende Brutvögel 

5 Baumhöhlen 

2 T Vögel 
Dauerhafter Verlust von Lebensstätten für 
Brutpaare im 100-m-Wirkraum 

39 Brutpaare 

2 T Fledermäuse 
Lebensstättenverlust von Fledermausquartieren 
in Baumhöhlen 

5 Baumhöhlen 

3 T Zauneidechse 
Anlagebedingter Verlust von 
Potenziallebensräumen 

250 m² 

 

Aus den eben genannten Konflikten wurde im Rahmen des landschaftspflegerischen 
Begleitplans, des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages und dem Umweltbericht folgende 
Maßnahmen zum Artenschutz erarbeitet: 

 

Tab 7. Übersicht der Vermeidungsmaßnahmen zum Artenschutz 

1.1 VART1 

1.1 VART2 

Bauzeitenregelung für Brutvögel und Fledermausarten (Fällung des 
Baumbestandes nur in der Zeit zwischen Oktober und Februar) nicht zwischen 01. 
März und 30. September 

Die Bauzeitregelung für die Baufeldfreimachung betrifft das Entfernen der 
Vegetationsdecke, die Fällung von Bäumen sowie die Entnahme von Sträuchern. Die 
Maßnahme dient der Vermeidung von Verletzungen, Tötung und Störung von Tieren 
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht- und Ruhezeiten. 

1.1 VART3 Baufeldfreimachung nach vorheriger Kontrolle und Freigabe durch die 
Naturschutzfachliche Baubegleitung 

Durch die vorherige Kontrolle und Freigabe des Baufeldes durch die 
Naturschutzfachliche Baubegleitung können baubedingte Tötungen und Störungen 
von geschützten Arten und ihrer Fortpflanzungs- und Ruhestätten vermieden werden. 
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1.1 VART4  Kontrolle der Bäume durch naturschutzfachliche Baubegleitung und 
Verschließen von potentiell geeigneten Baumhöhlungen vor der Fällung 

Damit Störungen und Verletzungen von Fledermäusen vermieden werden, sind 
potentiell geeignete Baumhöhlungen vor der Fällung durch die naturschutzfachliche 
Baubegleitung zu kontrollieren und zu verschließen. 

3.1.1 V Abfang und Umsiedlung der Zauneidechse 

Zur Vermeidung von baubedingten Tötungen und Verletzungen sind die 
Zauneidechsen aus dem Baufeld durch Abfang zu entfernen und in das Ersatzhabitat 
umzusiedeln. 

3.1.2 V Durchführung der Erdbauarbeiten nach Abfang der Zauneidechsen 

Um die Zauneidechsen nicht zu stören, zu verletzen oder zu töten sind die Erdarbeiten 
erst nach dem Abfang der Tiere vom Baufeld durchzuführen. 

 

Zusätzlich sollte bei der Umsetzung von Beleuchtungsmaßnahmen (Laternen) eine 
Farbtemperatur < 2.200 Kelvin liegen. Dies dient dem Schutz der Nachtfalter. 

 

Tab 8. Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen – CEF Maßnahmen – (Umweltbericht) 

V CEF Naturschutzfachliche Baubegleitung   

Zum Schutz der im Untersuchungsraum angetroffenen Arten ist die Umsetzung der 
geplanten Maßnahmen naturschutzfachlich zu begleiten. 

1.2 A CEF Anbringen von Nistkästen  

Im Rahmen der Maßnahme sollen für den Verlust von Lebensstätten höhlenbrütender 
Vogelarten neue Nisthilfen konzipiert und zur Verfügung gestellt werden. Der Verlust 
von Lebensstätten ist durch eine Nisthilfen auszugleichen. Bei der Anbringung ist 
darauf zu achten, dass die Ausrichtung des Fluglochs in Richtung Südosten und in 
mindestens drei Meter Höhe erfolgt. Bei der Wahl der Bäume sind die gewählten 
Standorte der Fledermauskästen aus Maßnahme 2.2 ECEF zu beachten. 
Zweckmäßigerweise sollen die Vogelnistkästen je einem Fledermauskasten 
zugeordnet werden (Aufhängung unmittelbar darunter). Die Art der Nistkästen soll den 
Ansprüchen der im Gebiet vorkommenden Höhlenbrütern entsprechen. Der 
Lebensstättenverlust betrifft nach angewandter Methode Brutpaare der Arten 
Wendehals, Schwarzspecht, Schleiereule, Kleinspecht und Grünspecht. 

Als vorgezogene Maßnahme ist die Aufhängung im Zeitraum von Oktober bis Februar 
und ein Jahr vor dem Beginn der Baufeldfreimachung/der Rodung zu realisieren 

2.2 ECEF Anbringen von Fledermauskästen  

Um den Verlust von Fledermausquartieren auszugleichen, sollen fünf 
Fledermauskästen angebracht werden. Sie sind auf der Südwestseite der Bäume und 
in mindestens drei Meter Höhe anzubringen. Bei der Wahl der Bäume sind die 
gewählten Standorte der Nistkästen aus Maßnahme 1.2 ACEF zu beachten. Die Art der 
Kästen soll den Ansprüchen als Sommerquartier für Baumfledermäuse und 
Spaltenbewohner, zur Wochenstubenbildung und zur Jungenaufzucht genügen. Die 
Fledermauskästen sollen pro Baum in Verbindung mit einem Vogelnistkasten stehen. 

Als vorgezogene Maßnahme fällt die Wahl des Zeitpunktes der Aufhängung ebenso 
wie die der Nistkästen in den Zeitraum von Oktober bis Februar und ein Jahr vor dem 
Beginn der Baufeldfreimachung/der Rodung. 

3.2 A CEF Schaffung von Habitatstrukturen für Zauneidechsen  

Auf der Freifläche westlich der Trasse und südlich des Gewerbegebiets, auf der die 
vorgezogenen Maßnahmen 1.2 ECEF und 2.2 ECEF, sowie Maßnahme 5.2 ECEF und 5.3 
ECEF stattfinden, sind Habitatstrukturen zur Schaffung von Lebensraum der 
Zauneidechse anzulegen.  

Günstige Lebensraumstrukturen stellen unterschiedliche Kleinstrukturen aus offenen 
und locker bzw. halblichten Gras- und Ruderalfluren bewachsener Aufschüttungen, 
offene Sandflächen und Reisighaufen dar. Zur Eiablage werden vor allem sandige 
Bereiche mit grabbaren Böden benötigt. 

Um die ökologischen Funktionen der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten der 
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Zauneidechsen im räumlichen Zusammenhang zu erhalten, ist diese 
funktionserhaltende Maßnahme im Sommer vor Baubeginn zur Verfügung zu stellen. 
Die Ersatzlebensräume sollen folgende Strukturen aufweisen: 

Sonnenplätze aus Stubben, liegendes Totholz, Steinhaufen 

Rückzugsquartiere in Form von dicht bewachsenen und verbuschten Bereichen aus 
Dornenhecken, Gebüschen und Altgrasbeständen 

Jagdhabitate aus trocken-warmen Ruderalfluren 

Eiablageplätze und Winterquartiere aus vegetationsarmen, gut grabbaren, 
lockerbödigen Erdablagerungen 

Dazu ist 1 Wall aus Totholz auf der Fläche 5-100 anzuordnen: 

Wall aus Totholz (1 m hoch, 10 m bis 30 m lang, bis 2 m breit aus Baumstämmen (1,5 
m – 2 m lang, Ø 8 cm – 12 cm) oder Baumstubben und Reisig)). Die Hälfte des Walles 
im Erdreich einzusenken und mit dem Bodenaushub auf der Südseite anzudecken. 

 

3.17 Belange der Deutschen Bahn 
Der Bebauungsplan berührt insofern Bahnbelange, da die geplante Straße die Bestands-
Bahnstrecke 6135 Berlin Südkreuz – Elsterwerda ca. in km 28,5 – 28,9 direkt kreuzt und 
überquert.  

Seitens der DB Netz AG wird diese geplante „Nordumfahrung“ als neue Kreuzung nach §§ 2, 
11 (1) des EKrG eingeschätzt. Für diesen Kreuzungspunkt der Nordumfahrung ist eine 
Kreuzungsvereinbarung mit der DB Netz AG abzuschließen. Sofern die Realisierung in die 
Jahre-scheiben 2027 und/oder 2028 fällt, kann seitens der DB Netz AG geprüft werden, ob 
die Errichtung der Nordumfahrung mit den aktuell geplanten Sperrpausen der 2. Baustufe 
der ABS Berlin – Dresden in Einklang gebracht werden kann. 

Bereits im Rahmen der Vorentwürfe (vgl. Kapitel 1.1) hatte die DB Netz AG auf folgende 
Punkte verwiesen, welche zwingend in die Planung einzubeziehen sind: 

• Der Regelquerschnitt für eine zweigleisige, elektrifizierte Strecke auf Erdkörper mit 
Schotteroberbau, einer Entwurfsgeschwindigkeit von ve = 200 km/h und einem 
Gleisabstand von 4,00 m gemäß DB-Richtlinie, Ril 800.0130A09 Bild 3 

• Der Abstand fester Anlagen von Gleisachse gem. Ril 800.0130, Kap. 1(1), Tabelle; 

• Hieraus ergibt sich für das Brückenbauwerk eine mindestens einzuhaltende lichte 
Weite von 11,60 m zzgl. der für die Inspektion und Wartung des Brückenbauwerks 
erforderlichen Räume, gemessen rechtwinklig zur Gleisachse. 

• Der Regellichtraum bei Oberleitungen mit 15 kV Nennspannung gemäß der DB-Ril 
997.0110, Kap. 2. Der Brücke ist im Bereich der freien Strecke geplant. In der 
Planung ist zu prüfen, ob sich die Brücke im Bereich von Nachspannungen der 
Oberleitung befindet. In diesem Fall ist bei einer maximalen Bauwerksbreite von 15 m 
und einer Lage des Bauwerkes mittig über dem Parallelfeld der Nachspannungen 
eine lichte Höhe von mindestens 6,50 m zu realisieren. 

• Durch die Baumaßnahme darf es zu keiner Beschädigung oder Unterbrechung der im 
Randweg der Gleise verlegten betriebsnotwendigen Kabelanlagen kommen. In der 
Planung der neuen Kreuzung sind alle erforderlichen Maßnahmen zur 
Kabelsicherung in enger Abstimmung mit der DB Netz AG zu planen und 
auszuführen. 

 

Des Weiteren wurden von DB Netz AG folgende Hinweise/Forderungen für die konkrete 
Ausführungsplanung gegeben: 

Die bestehenden Bahngrenzen bzw. Abstandsmaße sind einzuhalten. Die endgültige lichte 
Höhe und lichte Weite des Überführungsbauwerkes der Straße sind in den weiteren 
Planungen mit einem von der Deutschen Bahn präqualifizierten Planer für Oberleitungs- und 
Bahnstromanlagen mit festzulegen und der DB Netz AG zur Zustimmung vorzulegen. Mit 
dem Brückenentwurf ist ein Konzept zur Inspektion des Bauwerkes der DB Netz AG zur 
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Zustimmung vorzulegen, aus dem die erforderlichen Auswirkungen auf den Bahnbetrieb 
hervorgehen.  

Die Konstruktion und Bautechnologie der Straßenüberführung ist so zu wählen, dass die 
zum Bau, der Inspektion und Wartung erforderlichen Eingriffe in den Bahnbetrieb auf ein 
Minimum reduziert sind.  

Die Entwässerung der Straße und des Brückenbauwerkes sind unabhängig von der 
Entwässerung des Bahnkörpers zu planen. Einer Einleitung in die Bahngräben der 
Bahnkörperentwässerung wird nicht zugestimmt.  

Zur Vermeidung eines Abkommens von Kraftfahrzeugen auf die Bahnanlage mit 
Hochgeschwindigkeitsverkehr von 200 km/h ist die Brücke und die Fahrbahn in den 
anschließenden Abschnitten der Brückenrampen mit Absturzgefahr beidseitig mit einem 
Fahrzeugrückhaltesystem gemäß RPS 2009 auszurüsten. 

 

Für den Bebauungsplan sind folgende Punkte relevant: 

Die Berücksichtigung der bahneigenen Grundstücksflächen sowie die Beachtung des 
Lichtraumprofils (Lichte Höhe von 6,50 m) und einer maximalen Bauwerksbreite von 15 m. 

Der Bebauungsplan ist hier ein Angebotsplan und bereit lediglich die planungsrechtliche 
Voraussetzung für die Umsetzung der Nordumfahrung vor. Die Einteilung der 
Straßenverkehrsfläche ist nicht Gegenstand der Festsetzungen. Daher sind die genannten 
Forderungen der DB Netz AG im Rahmen der konkreten Planungen einzuhalten. Die 
genannten Forderungen der DB Netz AG können innerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes umgesetzt werden.  

 

An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass durch die DB Netz AG grundsätzlich keine 
Einwendungen zu dem vorherigen Planungsstand geäußert hatte, wenn eine 
Kreuzungsvereinbarung mit der DB Netz AG abgeschlossen wurde. 

Das Brückenbauwerk ist in der nachfolgenden Planungsebene mit der Bahn abzustimmen. 

Die Abstimmungen erfolgten nach der frühzeitigen Beteiligung der Behörden mit Hilfe der 
konkreten Ausführungsplanung der Planstraße. Dabei wurden die Parameter des 
Brückenbauwerks über die Bahntrasse konkretisiert.  

Anders als noch im Rahmen der damaligen frühzeitigen Beteiligung geforderten Lichte Höhe 
von 6,50 m wurde sich im Rahmen der konkreten Straßenplanung mit der Deutschen Bahn 
auf folgende Höhe verständigt: 

• Lichte Höhe von 6,20 m. 

 

3.18 Flughafen BER Maßnahmen (Planfeststellung) 
Die im Planfeststellungsbeschluss „Ausbau Verkehrsflughafen Berlin-Schönefeld“ vom 
13. August 2004 vorbehaltene Entscheidung zu weiteren naturschutzrechtlichen 
Kompensationsmaßnahmen in der Zülowniederung wurde 2011 durch den 
Planergänzungsbeschluss „Naturschutz und Landschaftspflege, Komplexe 
Kompensationsmaßnahmen –Zülowniederung“ abschließend getroffen. Mit dem 
Änderungsplanfeststellungsbeschluss „Änderung der ergänzenden Planfeststellung 
Komplexe Kompensationsmaßnahmen in der Zülowniederung“ vom 14. Juni 2021 wurden 
letzte Änderungen planrechtlich gesichert. 

 

Der Bebauungsplan greift in Teile der Maßnahmen GS-2.3/2.4 sowie WeM-1.3/1.4 ein (ca. 
6.435 m2) 

Nachfolgend werden die notwendigen Schritte zur „Überplanung“ planfestgestellter 
Kompensationsmaßnahmen durch kommunale Planungen dargestellt: 
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1. Art und Umfang der Ersatzflächen sowie der von uns anvisierte Zeitraum von 15 Jahren 
dauerhafter Pflege müssen mit der unteren Naturschutzbehörde abgestimmt werden. Diese 
muss der FBB die vorgeschlagene Ersatzmaßnahme als geeignet bescheinigen. Die Prüfung 
der Eignung beinhaltet auch eine zu erstellende landschaftspflegerische 
Ausführungsplanung (LAP). Kleine Restflächen, die nicht unmittelbar überbaut werden, aber 
nicht mehr im funktionalen Zusammenhang zur Ausgleichsmaßnahme stehen, müssen 
ebenfalls Bestandteil der Ersatzkompensation werden. 

 

2. Erfolgskontrollen: Die FBB ist laut Planfeststellungsbeschluss verpflichtet, regelmäßige 
Erfolgskontrollen der Maßnahmen durchzuführen, zu dokumentieren und der unteren 
Naturschutzbehörde sowie der LUBB vorzulegen. Bei Feststellung von Mängeln in der 
Ausführung oder Pflege müssen diese beseitigt werden. 

 

3. Dienstbarkeit: Die Gemeinde muss auf eigene Kosten eine beschränkt persönliche 
Dienstbarkeit zugunsten der FBB im Grundbuch zur Ersatzfläche bewilligen und eintragen 
lassen, die der FBB das Recht einräumt, die ersatzkompensierten 
Kompensationsmaßnahmen zu beanspruchen. Der Text ist zwischen den Vertragsparteien 
abzustimmen. 

  

4. Planänderung: Die FBB unterliegt der Verpflichtung der planrechtlichen Nachführung der 
umverlegten planfestgestellten Maßnahmen. Dafür ist ein Planänderungsantrag bei der 
Genehmigungsbehörde (LuBB) notwendig. Die Verfahrenskosten hierfür trägt die Gemeinde. 
Das betrifft sämtliche Kosten des Verfahrens, auch die Erstellung der notwendigen 
Unterlagen sowie Mehrkosten die bei der FBB entstehen. Die FBB strebt an, die Änderung in 
einem Sammelverfahren einzubringen und kein eigenständiges Verfahren dafür zu eröffnen. 
Dies ist mit der LUBB abzusprechen. 

 

Mit dem Bebauungsplan bzw. dem Umweltbericht sowie landschaftspflegerischer Begleitplan 
werden folgende Maßnahmen dafür vorgesehen: 

 

Umwandlung von Intensivacker in Extensivgrünland (Gemarkung Zossen, Flur 5 - Flurstück 
324, anteilig, Flur 8 - Flurstück 86, anteilig; Gemarkung Schöneiche, Flur 3 - Flurstücke 64 
und 65) (Maßnahme 5.1 E) 

Die Umwandlung von Acker in Grünland erfolgt auf einer Fläche von 54.430 m2 durch Ansaat 
von standortangepassten Wiesenmischungen. Die Zielvegetation soll einen Kräuteranteil von 
ca. 50 % aufweisen und langanhaltend blütenreich sein. Da der Grünlandaufwuchs möglichst 
gut landwirtschaftlich verwertbar sein soll, sollte der 50 %ige Gräseranteil neben Gräserarten 
des Extensivgrünlandes auch spätreifende, landwirtschaftlich wertvolle Gräserarten und -
sorten aufweisen. Giftpflanzen für Rinder und Pferde dürfen nicht Bestandteil der 
Saatmischung sein. Die Aussaatstärke soll 30 bis 40 kg/ha betragen und bei einer 
Frühjahrsansaat eine schnelle Begrünung der Ansaatflächen sicherstellen. Die 
Ansaatflächen werden mit einer entsprechenden Saatbettbereitung zur Aussaat vorbereitet. 

 

Die Ersatzmaßnahme 5.1 E soll die in Anspruch genommenen festgestellten 
Kompensationsmaßnahmen des Planfeststellungsbeschlusses „Ausbau Verkehrsflughafen 
Berlin-Schönefeld“ ersetzen.  
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II. PLANINHALTE UND PLANFESTSETZUNGEN 

4 Planinhalt 

4.1 Intention der Planung 
Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für die geplante Straße geschaffen werden. 

5 Wesentlicher Planinhalt (Festsetzungsumfang) 

5.1 Grundsätzliche Überlegungen zur Abwägung der Grundzüge der Planung 
Mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes werden überwiegend öffentliche 
Straßenverkehrsflächen festsetzen. Darüber hinaus wird durch die Querung der Bahntrasse 
Flächen für Bahnanlagen als nachrichtliche Übernahme festgelegt.  

 

5.2 Straßenverkehrsfläche 
Die Festsetzung der öffentlichen Straßenverkehrsfläche berücksichtigt die konkrete 
Straßenplanung und dessen geplanten Gradientenhöhen. Diese werden innerhalb der 
Straßenverkehrsfläche als Höchstmaß festgesetzt.  

Um Besser die einzelnen Gradientenhöhenpunkte mit Bezug auf die konkrete 
Straßenplanung nachzuvollziehen, können aus der nachfolgenden Tabelle die einzelnen 
festgesetzten und konkreten Gradientenhöhen (von Ost nach West) beider Planungen 
entnommen werden: 

Tab 9. Gegenüberstellung Gradientenhöhen (Festsetzung / Straßenplanung) 

Festgesetzte Gradientenhöhe 
(als Höchstmaß) über NHN im 
DHHN2016 

Gradientenhöhen der 
konkreten Straßenplanung 
über NHN im DHHN2016 

Koordinaten nach 
DHHN2016 (ETRS 25833) 

38,9m 38,825m 
x: 394026,7994 

y: 5790578,8687 

38,0m 38,000m 
x: 393655,5468 

y: 5790634,8904 

40,7m 40,690m 
x: 393492,4101 

y: 5790631,7033 

42,3m 42,271m 
x: 393447,3705 

y: 5790618,4982 

44,7m 44,618m 
x: 393375,2829 

y: 5790597,6637 

43,5m 43,454m 
x: 393089,1752 

y: 5790625,852 

41,0m 40,916m 
x: 393025,2197 

y: 5790658,8783 

38,9m 38,858m 
x: 392378,7811 

y: 5791014,8391 

38,7m 38,688m 
x: 392341,2713 

y: 5791034,4903 

39,7m 39,633m 
x: 391872,5195 

y: 5790831,3278 

39,4m 39,337m 
x: 391861,2137 

y: 5790790,5194 
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Festgesetzte Gradientenhöhe 
(als Höchstmaß) über NHN im 
DHHN2016 

Gradientenhöhen der 
konkreten Straßenplanung 
über NHN im DHHN2016 

Koordinaten nach 
DHHN2016 (ETRS 25833) 

38,2m 38,162m 
x: 391814,9384 

y: 5790608,9176 

38,5m 38,441m 
x: 391807,3081 

y: 5790576,474 

38,4m 38,309m 
x: 391805,6839 

y: 5790469,8219 

38,5m 38,469m 
x: 391812,3227 

y: 5790437,161 

40,9m 40,842m 
x: 391893,7266 

y: 5790071,5047 

40,6m 40,551m 
x: 391900,3654 

y: 5790038,8438 

39,4m 39,327m 
x: 391894,5966 

y: 5789914,0769 

39,1m 39,005m 
x: 391884,9722 

y: 5789882,168 

37,4m 37,316m 
x: 391831,4674 

y: 5789715,9724 

37,0m 36,993m 
x: 391821,8431 

y: 5789684,0635 

36,7m 36,627m 
x: 391813,1755 

y: 5789633,817 

38,4m 38,309m 
x: 391809,093 

y: 5789516,2776 

 

Eine Festsetzung der Höhenlage ist im Grundsatz für alle Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 
BauGB möglich. Im Bebauungsplan wird die Höhenlage der zukünftigen Straße mit einer 
Reihe von Bezugspunkten festgesetzt. Aus der Tabelle ist ersichtlich, dass alle konkreten 
Gradientenhöhen der Straßenplanung (Dezimalzahlen bis ins Tausendstel) gleich oder 
unterhalb der festgesetzten Gradientenhöhen als Höchstmaß liegen. Somit besteht auch 
kein Widerspruch für die Umsetzung der Straßenplanung. 

Die Festsetzungen der Gradientenhöhen als Höchstmaß mit den Dezimalwerten mit den 
Zehntelwerten begründet sich auf die Angebotsplanung (Flexibilität) sowie der gängigen 
Praxis. Solche Festsetzungen werden im Bebauungsplan üblicherweise mit einer Stelle nach 
dem Komma definiert. 

Aufschüttungen bzw. Abgrabungen des natürlichen Geländes sind zur Herstellung der 
öffentlichen Straßenverkehrsflächen innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 
zulässig. 

Die Verkehrsfläche im Bebauungsplan ist so gewählt, dass die Anlagen die zu einer Straße 
zu geordnet werden (Böschungen, Mulden, Bankette und dem Fahrradweg sowie 
notwendige Zufahrten) Berücksichtigung finden. So erhält die Verkehrsfläche eine  klare 
Strukturierung und kann spezifisch die Straßenführung darstellen. Eine Einteilung der 
Straßenverkehrsfläche ist jedoch nicht Gegenstand der Festsetzung. Der geplante 
Straßenaufbau kann aus dem Kapitel 2.5 entnommen werden.  
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5.3 Flächen für Bahnanlagen 
Die geplante Nordumfahrung überquert Flächen der Deutschen Bahn. Für diesen 
Kreuzungspunkt der Nordumfahrung ist eine Kreuzungsvereinbarung mit der DB Netz AG 
abzuschließen.  

Die vorhandenen Bahnanlagen werden als solche nachrichtlich im Bebauungsplan 
festgesetzt. Für die Überquerung ist ein Brückenbauwerk vorgesehen, die über die 
öffentliche Straßenverkehrsfläche führt. Hierzu wurde in der Planzeichnung eine 
Nebenzeichnung angefertigt. In dem die Lichte Höhe (Lichtraumprofil) zwischen der 
Gleisoberkante und der Brückenunterkante von mindestens 6,20 m an dem Kreuzungspunkt 
der Flächen für Bahnanlagen und der Straßenverkehrsfläche einzuhalten sind (Maß der 
baulichen Nutzung). Zusätzlich wird für das Brückenbauwerk noch ein Höchstmaß 
festgesetzt. Dies dient der Sicherung des Landschaftsbildes. Ohne diese Festsetzung wäre 
es denkbar, dass das Brückenbauwerk weit über 10m errichtet werden könnte (theoretisch). 
Praktisch ist zwar durch die Trassenführung und der geplanten Straßen eine solche Variante 
zwar bautechnisch nicht umsetzbar, aber durch die nicht Einteilung der 
Straßenverkehrsfläche denkbar. Daher wird als Höchstmaß, unter Bezug des Deutschen 
Haupthöhennetzes, folgendes festgesetzt: 

„Die Brückenoberkante darf nicht die Höhe von 47,5m über NHN im DHHN2016 
überschreiten.“ 

 

5.4 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft 

In der konkreten Straßenplanung sind durch den landschaftspflegerischen Begleitplan 
Maßnahmen vorgesehen, die die Natur und Landschaft aufwerten und zugleich einen Teil 
des erheblichen Eingriffs ausgleichen sollen. Diese Maßnahmen werden im Rahmen des 
Bebauungsplan berücksichtigt und werden durch die Lage innerhalb des Geltungsbereiches 
festgesetzt. Dabei ist durch den landschaftspflegerischen Begleitplan folgendes vorgesehen: 

 

Entwicklung von Mager- /Halbtrocken-/ Trockenrasen auf den südwest-exponierten 
Einschnittböschungen (Maßnahme 6.1 A) 

Die Dammböschungen sind mit vor Ort gewonnenem Boden anzulegen und mit an trocken-
magere Sandstandorte angepassten Arten zu begrünen. Die Ansaat erfolgt mit 
standortgerechtem, gebietseigenem Saatgut (Regiosaatgut) geeigneter Herkunft unter 
Verwendung einer angepassten Saatstärke einschließlich einer Ammensaat. Auf den neu 
entstehenden, südwest-exponierten Dammböschungen werden dadurch wertvolle 
Lebensraumstrukturen in Form von Mager-, Halb- und Trockenrasen für an trockenes 
Offenland gebundene Arten entwickelt. 

Alternativ kann eine Ausbringung von vor Ort gewonnenem Saatgut im Sinne einer 
Mahdgutübertragung erfolgen, um die standorttypische Artenzusammensetzung zu fördern 
und Florenverfälschungen zu vermeiden. 

 

Die Festsetzung im (Straßen-)Bebauungsplan „Gewerbegebiet Zossen Nord – 
Verkehrsfläche“ lautet wie folgt: 

Innerhalb der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft mit der Bezeichnung T 1 (502 m2) und auf der 
Nebenzeichnung 2 gekennzeichneten Fläche mit der Bezeichnung T2 (772 m2) sind 
die Dammböschungen mit vor Ort gewonnenem Boden anzulegen und mit an trocken-
magere Sandstandorte angepassten Arten zu begrünen. Die Ansaat ist mit 
standortgerechtem, gebietseigenem Saatgut (Regiosaatgut) geeigneter Herkunft unter 
Verwendung einer angepassten Saatstärke einschließlich einer Ammensaat 
durchzuführen (Maßnahme 6.1 A). 
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Entwicklung von Feldgehölzen – (von Bau-km 2+786 und Bau-km 3+351) (Maßnahme A.6.2) 

Entwicklung von Gehölzstrukturen durch Pflanzung standortgerechter, heimischer 
Gehölzarten in Form von Feldgehölzen einschließlich natürlicher Sukzession ruderaler 
Staudenfluren auf Rand- und Zwischenflächen. Eingebracht werden geeignete Arten, 
Herkunft gem. Gehölzerlass Brandenburg, wie z.B. Schwarz-Erle, Schwarzpappel, Gemeine 
Esche, Stiel-Eiche, Birke bzw. Hänge-Birke, Zitterpappel, Silberweide, Grau-Weide. Ziel ist 
die Schaffung strukturreicher, vernetzender Lebensräume mit hoher ökologischer Funktion. 
Die Flächen sind dauerhaft extensiv zu pflegen (u. a. abschnittsweise Mahd des Saumes, 
Entwicklungspflege der Gehölze). 

 

Die Festsetzung im (Straßen-)Bebauungsplan „Gewerbegebiet Zossen Nord – 
Verkehrsfläche“ lautet wie folgt: 

Innerhalb der öffentlichen Grünflächen mit den Bezeichnungen A7 (243 m2), A8 
(1.170 m2), A9 (197 m2) und A10 (784 m2) sind Gehölzstrukturen durch Pflanzung 
standortgerechter, heimischer Gehölzarten in Form von Feldgehölzen einschließlich 
natürlicher Sukzession ruderaler Staudenfluren auf Rand- und Zwischenflächen zu 
entwickeln.  

Die Flächen sind dauerhaft extensiv zu pflegen (u. a. abschnittsweise Mahd des 
Saumes, Entwicklungspflege der Gehölze) (Maßnahme 6.2 A). 

 

Neupflanzung von Bäumen auf den trassennahen Flächen (Maßnahme 7.3 A) 

Es kommt zu einem dauerhaften Verlust von 54 Einzelbäumen außerhalb des Waldes durch 
den Bau und die Anlage der Fahrbahnen, Bankette sowie der Böschungen und Mulden. 
Dieser Verlust wird durch 103 trassennahe Pflanzungen ausgeglichen. Es sind 39 
Stammbüsche 3xv.mDb StU 14-16 und -82 Hochstämme 3xv.mDb StU 16-18. Die 
verwendeten Arten sind (Traubenkirsche (Prunus serotina), Sommerlinde (Tilia platyphyllos), 
Spitzahorn (Acer platanoides), Sommerlinde (Tilia platyphyllos), Stiel-Eichen (Quercus 
robur)). 

 

Die Festsetzung im (Straßen-)Bebauungsplan „Gewerbegebiet Zossen Nord – 
Verkehrsfläche“ lautet wie folgt: 

Innerhalb der öffentlichen Grünflächen mit der Bezeichnungen A1 (3.054 m2), A2 
(3.316 m2), A3 (1.180 m2), A4 (601 m2), A5 (767 m2) und A6 (897 m2) sind in Summe 
insgesamt 39 Stammbüsche 3xv.mDb StU 14-16 und 82 Hochstämme 3xv.mDb StU 
16-18 zu pflanzen (Maßnahme 7.3 A).  

 

Dabei sind folgende Arten zu verwenden: 

Schwarz-Erle (Alnus glutinosa), Schwarzpappel (Populus nigra), Gewöhnliche 
Traubenkirsche (Prunus padus), Sommerlinde (Tilia platyphyllos), Spitzahorn (Acer 
platanoides), Feldahorn (Acer campestre), Gemeine Esche (Fraxinus excelsior), Stiel-
Eiche (Quercus robur), Birke bzw. Hänge-Birke (Betula pendula), Zitterpappel (Populus 
tremulus), Silberweide (Salix alba), Grau-Weide (Salix cinerea), Feldulme (Ulmus 
minor). 

 

Anlage von Querungshilfen und Leiteinrichtungen für Kleintiere und Amphibien (Maßnahme 
4.1 V) 

In der geplanten Trasse sind 24 Amphibiendurchlässe vorgesehen. Die 
Amphibiendurchlässe sind mit Leiteinrichtungen parallel zur Trasse zu verbinden, um die 
Wanderung der Tiere auf die Tunneldurchgänge zu leiten. Die Leitelemente werden an der 
Hinterkante der Bankette und somit an der Oberkante der Böschung angeordnet. Es entsteht 
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eine Leiteinrichtung von insgesamt 892 m. Es wird empfohlen, die Leiteinrichtung mit 
Betonelementen zu errichten. 

Die Durchlässe für die Amphibien sollen mit möglichst kleinem Querschnitt dicht unterhalb 
des Fahrbahnoberbaus angeordnet werden. 

Die Festsetzung im (Straßen-)Bebauungsplan „Gewerbegebiet Zossen Nord – 
Verkehrsfläche“ lautet wie folgt: 

Zum Schutz der Amphibien sind innerhalb der auf der Planzeichnung 
gekennzeichneten Fläche ABCDA insgesamt 24 Amphibiendurchlässe herzustellen. 
Das Merkblatt zum Amphibienschutz an Straßen (MAmS) des Bundesministeriums 
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen ist zu beachten (Maßnahme 4.1 V). 

 

Anlage von Querungshilfen für Kleintiere (Maßnahme 4.2 V) 

In der geplanten Trasse sind 2 Kleintiertunnel vorgesehen. Die Kleintierdurchlässe sollen als 
Wellstahlrohre (Maulprofil) mit einer einheitlichen Spannweite von 1,93 m und einer lichten 
Höhe von 2,05 m ausgeführt werden. Die Bauwerke sollen in den Dammkörper integriert und 
im Sohlbereich mit einem Substrat aus Lehm-Sandgemisch zur Gewährleistung einer 
naturnahen Durchgängigkeit versehen werden. Die Ein- und Auslaufbereiche sollen durch 
abgeschrägte Ortbetonwände aus Stahlbeton trichterförmig in die Dammböschungen 
eingebunden werden. Aufgrund der variierenden Dammhöhen und Böschungsbreiten der 
Verkehrsanlage betragen die Bauwerkslängen voraussichtlich ca. 30,2 m bzw. 20,4 m. 
Konkrete Detailplanungen sind der Ausführungsplanung überlassen. 

 

Die Festsetzung im (Straßen-)Bebauungsplan „Gewerbegebiet Zossen Nord – 
Verkehrsfläche“ lautet wie folgt: 

Zum Schutz der Kleintiere sind innerhalb der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft mit der Bezeichnung K1 und 
K2 je ein Kleintierdurchlass herzustellen. Das Merkblatt zur Anlage von 
Querungshilfen für Tiere und zur Vernetzung von Lebensräumen (MAQ) ist zu 
beachten (Maßnahme 4.2 V). 

 

5.5 Öffentliche Grünflächen und Anpflanzungen 
In der konkreten Straßenplanung sind durch den landschaftspflegerischen Begleitplan 
entlang der Straße Anpflanzungen vorgesehen. Diese Anpflanzungen sind zugleich 
Ausgleichsmaßnahmen. Durch die Anpflanzungen sind hierfür entsprechende Grünflächen 
vorgesehen. Dabei ist durch den landschaftspflegerischen Begleitplan folgendes 
vorgesehen: 

 

Entwicklung von Feldgehölzen – (von Bau-km 2+786 und Bau-km 3+351) (Maßnahme A.6.2) 

Entwicklung von Gehölzstrukturen durch Pflanzung standortgerechter, heimischer 
Gehölzarten in Form von Feldgehölzen einschließlich natürlicher Sukzession ruderaler 
Staudenfluren auf Rand- und Zwischenflächen. Eingebracht werden geeignete Arten, 
Herkunft gem. Gehölzerlass Brandenburg, wie z.B. Schwarz-Erle, Schwarzpappel, Gemeine 
Esche, Stiel-Eiche, Birke bzw. Hänge-Birke, Zitterpappel, Silberweide, Grau-Weide. Ziel ist 
die Schaffung strukturreicher, vernetzender Lebensräume mit hoher ökologischer Funktion. 
Die Flächen sind dauerhaft extensiv zu pflegen (u. a. abschnittsweise Mahd des Saumes, 
Entwicklungspflege der Gehölze). 

 

Die Festsetzung im (Straßen-)Bebauungsplan „Gewerbegebiet Zossen Nord – 
Verkehrsfläche“ lautet wie folgt: 

Innerhalb der öffentlichen Grünflächen mit den Bezeichnungen A7 (243 m2), A8 
(1.170 m2), A9 (197 m2) und A10 (784 m2) sind Gehölzstrukturen durch Pflanzung 
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standortgerechter, heimischer Gehölzarten in Form von Feldgehölzen einschließlich 
natürlicher Sukzession ruderaler Staudenfluren auf Rand- und Zwischenflächen zu 
entwickeln.  

Die Flächen sind dauerhaft extensiv zu pflegen (u. a. abschnittsweise Mahd des 
Saumes, Entwicklungspflege der Gehölze) (Maßnahme 6.2 A). 

 

Neupflanzung von Bäumen auf den trassennahen Flächen (Maßnahme 7.3 A) 

Es kommt zu einem dauerhaften Verlust von 54 Einzelbäumen außerhalb des Waldes durch 
den Bau und die Anlage der Fahrbahnen, Bankette sowie der Böschungen und Mulden. 
Dieser Verlust wird durch 103 trassennahe Pflanzungen ausgeglichen. Es sind 39 
Stammbüsche 3xv.mDb StU 14-16 und -82 Hochstämme 3xv.mDb StU 16-18. Die 
verwendeten Arten sind (Traubenkirsche (Prunus serotina), Sommerlinde (Tilia platyphyllos), 
Spitzahorn (Acer platanoides), Sommerlinde (Tilia platyphyllos), Stiel-Eichen (Quercus 
robur)). 

 

Die Festsetzung im (Straßen-)Bebauungsplan „Gewerbegebiet Zossen Nord – 
Verkehrsfläche“ lautet wie folgt: 

Innerhalb der öffentlichen Grünflächen mit der Bezeichnungen A1 (3.054 m2), A2 
(3.316 m2), A3 (1.180 m2), A4 (601 m2), A5 (767 m2) und A6 (897 m2) sind in Summe 
insgesamt 39 Stammbüsche 3xv.mDb StU 14-16 und 82 Hochstämme 3xv.mDb StU 
16-18 zu pflanzen (Maßnahme 7.3 A).  

 

Dabei sind folgende Arten zu verwenden: 

Schwarz-Erle (Alnus glutinosa), Schwarzpappel (Populus nigra), Gewöhnliche 
Traubenkirsche (Prunus padus), Sommerlinde (Tilia platyphyllos), Spitzahorn (Acer 
platanoides), Feldahorn (Acer campestre), Gemeine Esche (Fraxinus excelsior), Stiel-
Eiche (Quercus robur), Birke bzw. Hänge-Birke (Betula pendula), Zitterpappel (Populus 
tremulus), Silberweide (Salix alba), Grau-Weide (Salix cinerea), Feldulme (Ulmus 
minor). 

 

5.6 Flächen für Wald 
Innerhalb des Geltungsbereiches wird eine Fläche von ca. 764 m2 als Fläche für Wald 
festgesetzt. Die Waldfläche befindet sich direkt angrenzend am bestehendem Wald und soll 
den geringfügigen Anteil der überplanten Waldfläche von 272 m2 durch die 
Straßenverkehrsfläche ausgleichen (1:2).  

Von einer konkreten Festsetzung zur Anpflanzung von Baumarten im Wald wird im 
Bebauungsplan abgesehen. Hierzu sollen auf der konkreten Ausführungsplanung 
entsprechende Abstimmungen mit der zuständigen Forstbehörde erfolgen. Unabhängig 
davon werden im Umweltbericht folgende Maßnahmen vorgeschlagen: 

 

Realisierung: nach der Baumaßnahme 

1. Forstschutz 

Entlang der abgesteckten Außengrenze der Aufforstungsfläche wird mit geeigneter Technik 
eine Pflugfurche gezogen, in die ein Forstschutzzaun zum Schutz der Gehölze vor 
Wildverbiss (Rot- und Schwarzwild sowie Hase) gesetzt wird. Der Zaun ist während der 
gesamten Kulturphase regelmäßig auf Funktion und Dichtigkeit zu kontrollieren. 

2. Pflanzung 

Pflanzverband: 2,0 × 1,0 m (rd. 5.000 Stück/ha; auf 745m² entspricht dies etwa 370 
Pflanzen) 
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Für die Pflanzung ist gebietsheimisches Pflanzgut des Herkunftsgebietes Ostdeutsches 
Tiefland zu verwenden. Lieferung, Einschlag und Pflanzung erfolgen nach guter fachlicher 
Praxis und den Vorgaben des Forstvermehrungsgutgesetzes. Vor dem Transport zur Fläche 
ist das Pflanzgut zum Schutz vor dem Austrocknen der Feinwurzeln mit einem 
Wurzelverdunstungsschutz (z. B. GEFA) zu behandeln (tauchen). 

 

2.1 Pflanzliste (Mischpflanzung Bäume und Sträucher) 

 

Schicht Art / Abkürzung Abk. Pflanzqualität 
Anteil in 
% 

Baum Betula pendula (Hänge-Birke) GBI 
1–2-jähriger Sämling 30–
50 

35 

Baum Fraxinus excelsior (Esche) ES 
1–2-jähriger Sämling 30–
50 

25 

Strauch 
Cornus sanguinea (Blutroter 
Hartriegel) 

— 
2-jährig verschulter 
Sämling 1/1 20–40 cm 

14 

Strauch Crataegus spec. (Weißdorn) — 
2-jährig verschulter 
Sämling 1/1 20–40 cm 

13 

Strauch Ligustrum vulgare (Liguster) — 
2-jährig verschulter 
Sämling 1/1 20–40 cm 

13 

 

Leistungsbeschreibung 

Angesichts der geringen Flächengröße von 743,4 m² erfolgt keine Trennung in Waldkern- 
und mehrreihige Waldrandbepflanzung. Die Fläche wird einheitlich und durchmischt mit 
Bäumen und Sträuchern bepflanzt (Pflanzverband 2,0 × 1,0 m); die Mischung wird horst- 
bzw. gruppenweise angelegt, um eine natürliche Strukturierung und Dynamik zu fördern. Zur 
offenen Seite hin (Übergang zur freien Landschaft) wird eine strauchbetonte Saumzeile 
vorgesehen. Die Straucharten sind – soweit lieferbar – als gebietseigene Gehölze aus 
Brandenburg gemäß dem Gehölzerlass des Landes Brandenburg bereitzustellen. 

 

3. Fertigstellungs- und Entwicklungspflege 

Die Pflegearbeiten verstehen sich als Leistungen nach DIN 18 919 und beschränken sich auf 
das Freihalten der Pflanzstellen von konkurrierender Begleitvegetation (Beikrautregulierung 
in der Reihe) für die Dauer von vier bis fünf Jahren nach der Pflanzung sowie auf die 
regelmäßige Kontrolle und Instandhaltung des Wildschutzzauns. Angesichts der geringen 
Flächengröße sind aufwendige Forstschutzmaßnahmen (z. B. Greifvogelsitzwarten, 
systematische Mäusebekämpfung) nicht erforderlich. 

 

5.7 Textliche Hinweise 
Landschaftsschutzgebiet 

In diesem Einzelfall bedarf es hier kein Befreiungsverfahren nach § 67 BNatSchG für die 
Straße sondern vielmehr kommt der § 10 Abs. 3 des Brandenburgischen Straßengesetzes 
(BbgStrG) zum Tragen: 

„Einer Genehmigung, Zustimmung, Anzeige, Erlaubnis, Überwachung oder Abnahme bedarf 
es nicht, wenn Straßen, deren Zubehör oder Nebenanlagen gem. § 2 Abs. 2 unter 
verantwortlicher Leitung einer Straßenbaubehörde des Landes, eines Kreises oder einer 
Gemeinde hergestellt und unterhalten werden. Die betroffenen Behörden sind rechtzeitig mit 
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dem Ziel einer einvernehmlichen Lösung zu beteiligen. Dies gilt nicht für Gebäude, die 
Nebenanlagen von Kreis- oder Gemeindestraßen sind.“ 

 

Belange der Deutschen Bahn 

Für den Kreuzungspunkt der Straßenverkehrsfläche und der Bahnanlage ist eine 
Kreuzungsvereinbarung mit der DB Netz AG abzuschließen. Die geplante Nordumfahrung“ 
ist nach §§ 2, 11 (1) des EKrG eine neue Kreuzung. 

 

Flughafen BER Maßnahmen  

Nachfolgend werden die notwendigen Schritte zur „Überplanung“ planfestgestellter 
Kompensationsmaßnahmen durch kommunale Planungen dargestellt: 

 

1. Art und Umfang der Ersatzflächen sowie der von uns anvisierte Zeitraum von 15 Jahren 
dauerhafter Pflege müssen mit der unteren Naturschutzbehörde abgestimmt werden. Diese 
muss der FBB die vorgeschlagene Ersatzmaßnahme als geeignet bescheinigen. Die Prüfung 
der Eignung beinhaltet auch eine zu erstellende landschaftspflegerische 
Ausführungsplanung (LAP). Kleine Restflächen, die nicht unmittelbar überbaut werden, aber 
nicht mehr im funktionalen Zusammenhang zur Ausgleichsmaßnahme stehen, müssen 
ebenfalls Bestandteil der Ersatzkompensation werden. 

 

2. Erfolgskontrollen: Die FBB ist laut Planfeststellungsbeschluss verpflichtet, regelmäßige 
Erfolgskontrollen der Maßnahmen durchzuführen, zu dokumentieren und der unteren 
Naturschutzbehörde sowie der LUBB vorzulegen. Bei Feststellung von Mängeln in der 
Ausführung oder Pflege müssen diese beseitigt werden. 

 

3. Dienstbarkeit: Die Gemeinde muss auf eigene Kosten eine beschränkt persönliche 
Dienstbarkeit zugunsten der FBB im Grundbuch zur Ersatzfläche bewilligen und eintragen 
lassen, die der FBB das Recht einräumt, die ersatzkompensierten 
Kompensationsmaßnahmen zu beanspruchen. Der Text ist zwischen den Vertragsparteien 
abzustimmen. 

 

4. Planänderung: Die FBB unterliegt der Verpflichtung der planrechtlichen Nachführung der 
umverlegten planfestgestellten Maßnahmen. Dafür ist ein Planänderungsantrag bei der 
Genehmigungsbehörde (LuBB) notwendig. Die Verfahrenskosten hierfür trägt die Gemeinde. 
Das betrifft sämtliche Kosten des Verfahrens, auch die Erstellung der notwendigen 
Unterlagen sowie Mehrkosten die bei der FBB entstehen. Die FBB strebt an, die Änderung in 
einem Sammelverfahren einzubringen und kein eigenständiges Verfahren dafür zu eröffnen. 
Dies ist mit der LUBB abzusprechen. 

 

Immissionsschutz 

Gesetzliche Grundlage für die Durchführung von Lärmschutzmaßnahmen beim Bau oder der 
wesentlichen Änderung von Straßen sind die §§ 41 und 42 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) vom 15.03.1974 in der Fassung vom 17.05.2013, in 
Verbindung mit der gemäß § 43 BImSchG erlassenen "Sechzehnten Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes. Nach der Schalltechnischen 
Untersuchung, Straßenverkehr zum Bebauungsplan ergeben sich für folgende bauliche 
Anlagen ein rechtlicher Schutzanspruch: Wohngebäude an der Dabendorfer Weg 1 und 
Glienicker Straße 67, 15806 Zossen. Der mögliche Schutzanspruch besteht nach der 
Schalltechnischen Untersuchung durch Lärmschutzfenster, Lüfter und Rollkästen. 
Genaueres kann aus der schalltechnischen Untersuchung, welche Bestandteil der 
Begründung und der Planzeichnung ist, entnommen werden.  
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6 Flächenbilanz 
Die im Bebauungsplan festgesetzten Gebiete bzw. Flächen weisen folgende Flächengrößen 
auf: 

 

Tab 10. Flächenbilanz 

Gebiete bzw. Fläche Fläche in m2 Fläche in % 

öffentliche Straßenverkehrsflächen 161.662 91,4 

Fläche für Wald 764 0,4 

Öffentliche Grünfläche 12.209 6,9 

Anpflanzung A1 3.054  

Anpflanzung A2 3.316  

Anpflanzung A3 1.180  

Anpflanzung A4 601  

Anpflanzung A5 767  

Anpflanzung A6 897  

Anpflanzung A7 243  

Anpflanzung A8 1.170  

Anpflanzung A9 197  

Anpflanzung A10 784  

Fläche für Maßnahmen zum Schutz für Natur und 
Landschaft 

33.322  

Fläche T1 502  

Fläche T2 772  

Fläche K1 549  

Fläche K2 484  

Fläche ABCDA 31.015  

Bahnfläche 2.254 1,3 

Gesamt 176.889 100 

 

7 Umweltbericht 
Der Umweltbericht bildet gem. § 2a Satz 3 BauGB einen gesonderten Teil der Begründung. 
Die Anlage 1 des BauGB wurde entsprechend beachten. Der Umweltbericht ist als Anlage 
dieser Begründung beigefügt.  

 

III. AUSWIRKUNGEN DES BEBAUUNGSPLANES 

8 Stadtplanerische Auswirkung 
Durch den Bebauungsplan werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen einer 
Umfahrungsstraße für den Ort Dabendorf geschaffen. Mit der Umsetzung kann das 
vorhandene hohe Verkehrsaufkommen durch Dabendorf deutlich reduziert und die gesunden 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung gem. § 
1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB verbessert werden. 
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Darüber hinaus wird durch die Nordumfahrung eine neue Zuwegung zum bestehenden 
Gewerbegebiet geschaffen. Dadurch kann auch der LKW-Anteil durch die Ortschaft 
Dabendorf deutlich reduziert werden.  

9 Auswirkungen auf die Umwelt 
Auswirkungen auf die abiotischen und biotischen Schutzgüter 

Die Flächen des Plangebiets werden überwiegend als Verkehrsanlage (öffentliche 
Straßenverkehrsfläche) festgesetzt.  

Eine Einteilung der künftigen Straßenverkehrsfläche erfolgt im Rahmen des 
Bebauungsplanes nicht. Unabhängig davon, wurde für die geplante Trasse eine konkrete 
Straßenplanung erarbeitet, welche im Bebauungsplanverfahren entsprechend berücksichtigt 
wurde.  

Im Trassenbereich kommt es zur Versiegelung und Überformung von Böden. Die 
Gesamtsumme der Versiegelung, abzüglich befestigter Flächen im Bestand (Straße am 
Baubeginn und -ende), liegt dabei bei 63.503 m2. 

In der nachfolgenden Tabelle sind die schutzgutbezogenen erheblichen Eingriffe 
zusammengefasst: 

 

Tab 11. Zusammenstellung erheblicher Konflikte 

Konflikt-
Nr. 

Konfliktsituation Umfang Ausgleich/Ersatz 

1 Bo Dauerhafter Verlust durch 
Neuversiegelung von Boden 
allgemeiner Ausprägung durch den 
Bau und die Anlage der Fahrbahnen, 
Bankette und Nebenanlagen 

57.811 m2 Ausgleich durch Entsiegelung 
und/oder Ersatz durch Aufwertung 
von Boden 

2 Bo Dauerhafte Überprägung von Boden 
allgemeiner Ausprägung durch den 
Bau und die Anlage der Böschungen, 
Dämme und Mulden 

36.084 m² anteilige 
Bodenaufwertungsmaßnahmen 

3 Bo Dauerhafter Verlust durch 
Neuversiegelung von Boden 
besonderer Ausprägung durch den 
Bau und die Anlage der Fahrbahnen, 
Bankette und Nebenanlagen 

5.692 m2 Ausgleich durch Entsiegelung 
und/oder Ersatz durch Aufwertung 
von Boden 

4 Bo Dauerhafte Überprägung von Boden 
besonderer Ausprägung durch den 
Bau und die Anlage der Böschungen, 
Dämme und Mulden 

2.967 m2 anteilige 
Bodenaufwertungsmaßnahmen 

1 Ow Verschwenkung eines 
wasserführenden Grabens: 

Beeinträchtigung der 
Regulationsfunktion im 
Landschaftswasserhaushalt 

180 m² Landschaftsgerechte Entwicklung 
und strukturelle Aufwertung des 
Muldenbereichs im Zuge der 
Gewässerverschwenkung  

2 Ow Verschließung eines 
Grabenabschnittes: Beeinträchtigung 
von Regulationsfunktion im 
Landschaftswasserhaushalt 

680 m² Verfüllung des 
Grabenendbereichs mit 
standortgerechtem Bodenmaterial 
und standortgerechter Ansaat. 

1 B Dauerhafter Verlust von Biotopflächen 
sehr hoher bis hoher Wertigkeit durch 
den Bau und die Anlage der 
Fahrbahnen und Bankette sowie der 
Böschungen und Mulden 

17.303 m² Biotopausgleich 
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Konflikt-
Nr. 

Konfliktsituation Umfang Ausgleich/Ersatz 

2 B Beeinträchtigung des Stamm- und 
Wurzelbereichs von Bäumen während 
der Bauphase 

25 Stück Schutz der Bäume auf der 
Baustelle 

3 B Dauerhafter Verlust von Wald nach 
LWaldG durch den Bau und die 
Anlage der Fahrbahnen, Bankette und 
Nebenanlagen sowie der Böschungen 
und Mulden (im Geltungsbereich des 
B-Plans) 

272,7 m² Erstaufforstung 

4 B Dauerhafter Verlust von Alleebäumen 
durch den Bau und die Anlage der 
Fahrbahnen, Bankette 

13 Neupflanzung von 45 
Hochstämmen 

4 B Dauerhafter Verlust von 
Einzelbäumen durch den Bau und die 
Anlage der Fahrbahnen, Bankette 
sowie der Böschungen und Mulden 
und der Arbeitsstreifen 

54 Neupflanzung von 121 von 
heimischen Hochstämmen und 
Stammbüschen 

5 B Dauerhafter Verlust von Biotopflächen 
mittlerer Wertigkeit durch den Bau und 
die Anlage der Fahrbahnen und 
Bankette sowie der Böschungen und 
Mulden 

9.329 m² Biotopausgleich 

1 T Dauerhafte Zerschneidung des 
Wanderkorridors und 
Jahreslebensraums von Amphibien 
und Kleintieren durch die geplante 
Straße 

2.000 m Herstellen der Durchlässigkeit der 
Trasse 

2 T Störung der Fortpflanzungszeiten der 
europäischen Brutvogelarten sowie 
der sensiblen Wochenstubenzeit der 
Fledermäuse  

nicht 
quantifizierbar 

Bauzeitenregelung für die 
Reproduktionszeiten der 
Brutvögel und der 
Fledermausarten:  

2 T Dauerhafter Lebensstättenverlust für 
höhlenbewohnende und 
Baumbrütenden Brutvögel durch die 
Baufeldfreimachung für die Anlage der 
geplanten Ortsumgehung 

5 
Brutvogelpaare 

Ersatz der Lebensstätten durch 
die Anbringung von 5 
Höhlenbrüternistkästen an der 
Südostseite der Bäume in mind. 3 
m Höhe 

2 T Dauerhafter Lebensstättenverlust für 
Bodenbrüter im 100-m-Wirkraum 
infolge der Baufeldfreimachung für die 
geplante Ortsumgehung 

23 Brutpaare Schaffen neuer Habitate 

2 T Dauerhafter Lebensstättenverlust von 
höhlenbewohnende Tierarten-gruppen 
(Fledermäuse) durch die 
Baufeldfreimachung für die Anlage der 
geplanten Ortsumgehung 

5 potenzielle 
Baumhöhlen 

Anbringen von 5 
Fledermauskästen außerhalb des 
Baufeldes 

3 T Anlagenbedingter Verlust von 
Vorzugslebensräumen der 
Zauneidechse durch die geplante 
Trasse 

250 m² Schaffung von 
Ersatzlebensräumen 

 

Die erheblichen Eingriffe können jedoch in Form von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
kompensiert werden. Im Umweltbericht zu diesem (Straßen-)Bebauungsplan 
„Gewerbegebiet Zossen Nord – Verkehrsfläche“ werden Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
aufgezeigt und sind dort auch im Kapitel „Allgemein verständliche Zusammenfassung“ 
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aufgelistet. Darüber hinaus werden auch im Umweltbericht Vermeidungs- und 
Minderungsmaßnahmen sowie vorgezogene Kompensationsmaßnahmen zum Artenschutz 
genannt, die während der Umsetzung des Vorhabens zu berücksichtigen sind. Der 
Umweltbericht ist ein gesonderter Teil und wird der Begründung als Anlage beigefügt.  

Mit der Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen verbleiben keine erheblichen 
nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt. 

10 Soziale Auswirkungen 
Die sozialen Auswirkungen können durch die geplante Straße als Ortsumfahrung einen 
positiven Effekt im Gemeindeteil Dabendorf schaffen. Durch die Ortsumfahrung erfolgt 
voraussichtlich eine Reduzierung des Verkehrs durch Dabendorf. Dadurch erfolgt auch eine 
Reduzierung des Verkehrslärms, welche wiederum eine Verbesserung an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung im Gebiet 
Dabendorf bewirkt. 

11 Ökonomische, finanzielle und fiskalische Auswirkungen 
Durch die Verlagerung des Verkehrs können neben den o.g. sozialen Auswirkungen auch 
die Aufenthaltsqualität Dabendorf und Zossen gestärkt werden. Demnach kann es dazu 
führen, dass die Verweildauer bei Menschen an belebten Bereichen, wie zum Beispiel an 
Geschäften, gesteigert wird.  

Des Weiteren führt künftig die geplante Straße an potenziellen Gewerbegebieten vorbei, 
welche darüber auch erschlossen werden sollen. Durch eine verbesserte Anbindung an das 
übergeordnete Straßennetz werden diese Gewerbeflächen für Logistik- und 
Gewerbeunternehmen attraktiver, was wiederum einen positiven Effekt auf die künftigen 
Gewerbesteuern der Stadt Zossen erwirkt. 

Auswirkungen auf den Haushalt der Stadt Zossen bestehen nicht, da die Planung bereits im 
Haushalt berücksichtigt und eingeplant ist.  

12 Auswirkungen auf die Infrastruktur 
Durch die Ortsumfahrung Dabendorf ist davon auszugehen, dass der Durchgangsverkehr für 
den Gemeindeteil Dabendorf deutlich reduziert wird. Auswirkungen für die vorhandene 
Infrastruktur, insbesondere den vorhandenem Straßennetz sind nicht zu erwarten.  

Nach dem Verkehrsgutachten ist davon auszugehen, dass das künftige Verkehrsaufkommen 
aus dem Gewerbegebiet über die geplante Erschließungsstraße geleitet wird. Innerörtlich ist 
eine signifikante Abnahme auf der Goethestraße und der Märkischen Straße zu verzeichnen, 
die einerseits durch den verlagerten Durchgangsverkehr auf der Relation B96 (Groß 
Machnow) und Dabendorfer Straße sowie durch die veränderte Verteilung des 
Erschließungsverkehrs zum Gewerbegebiet „Zossen Nord“ verursacht wird. Im restlichen, 
innerörtlichen Straßennetz ist ein generelles Wachstum der Verkehrsmengen zu 
verzeichnen, was vor allem aus der allgemeinen Zunahme des Verkehrs im Prognosejahr 
2030 resultiert.  
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IV. VERFAHREN 

13 Verfahrensablauf 
 

Aufstellungsbeschluss 
Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 21.03.2018 die Aufstellung des 
Bebauungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am ______________ im 
Amtsblatt für die Stadt Zossen Nr. ________ ortsüblich bekannt gemacht. 
 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 

Frühzeitige Beteiligungen der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte durch eine 
öffentliche Auslegung. Der Vorentwurf des Bebauungsplans wurde in der Zeit vom 
____________ bis einschließlich ___________ öffentlich ausgelegt. 

 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange 

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 
BauGB erfolgte mit dem Schreiben vom ____________. Die Behörden und Träger 
öffentlicher Belange konnten bis einschließlich _____________ ihre Stellungnahme an die 
Stadt Zossen einreichen. 
 

Öffentliche Auslegung 

Der Bebauungsplan wurde gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ____________ bis 
einschließlich ____________ öffentlich ausgelegt. 

 

Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange 

Die Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 
erfolgte mit dem Schreiben vom ____________ . Die Behörden und Träger öffentlicher 
Belange konnten bis einschließlich ____________ ihre Stellungnahme an die Stadt Zossen 
einreichen. 
 

Satzungsbeschluss 
Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am ____________den 
Bebauungsplan gemäß § 10 BauGB in der Fassung vom ____________ als Satzung 
beschlossen. 
 

Ausfertigungsvermerk 
Der Bebauungsplan wurde am ____________ als Satzung ausgefertigt. 
 

Bekanntmachungsvermerk 
Die Genehmigung des Bebauungsplanes sowie Ort und Zeit der Einsichtnahme sind am 
____________ gem. § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich im amtlichen Verkündigungsblatt für die 
Stadt Zossen bekannt gemacht worden. 
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften sowie 
auf Rechtsfolgen (§ 215 BauGB) und weiter auf die Fälligkeit und das Erlöschen von 
Entschädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Mit der Bekanntmachung ist 
der Bebauungsplan als Satzung in Kraft getreten. 
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